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21 HOCHSCHULE Universitäten gelten als  Institutionen 
 interkultureller Weltoffenheit. Tatsächlich sind auch sie geprägt 

von Rassismus und Diskriminierung. Während in manchen 
 Ländern der Finger in die Wunde gelegt wird, ist die deutsche 
Forschung zurückhaltend. Kien Nghi Ha berichtet, warum wir 

uns vom glanzvollen Bild unserer höchsten Bildungseinrichtung 
lösen sollten. 

2 ZEITSCHRIFT FÜR DIE MITGLIEDER DER GEW BERLIN bbz | OKTOBER 2016

Leute | Standpunkt | kurz & bündig |  

Redaktionelles | Impressum   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  3-5

TITEL

Anschluss mit & ohne Abschluss  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  6

Der neue Bildungsgang IBA R. Rahmig .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  7

IBA in der Praxis am OSZ Lotis U. Ruth Lange   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  9

Gebündelte Hilfe an den  

Jugendberufsagenturen C. Richter   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 10

Unterstützung für Geflüchtete M. Strempel-Gangbo   .  .  .  .  .  12

SOZIALPÄDAGOGIK

Tariflohn auch bei freien Trägern C. Weißhoff  .  .  .  .  .  .  .  .  .  14

SCHULE

Schule gegen Rechtspopulismus C. İçpınar  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  16

Inklusion: der aktuelle Stand K. Kachelrieß  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  17

Honorarkräfte am Weltlehrertag A. Klinger   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  18

BERUFLICHE BILDUNG

Baustelle EDV T. Gerth, P. Dederer, M. Rau   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  20

HOCHSCHULE

Rassismus in der Wissenschaft K. Nghi Ha .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  21

Rückenwind für TV Stud M. Brümmer   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  23

GEWERKSCHAFT

Die GEW Dresden gegen Rechts R. Plocher   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  24

Zum Abschied von Detlef Mücke H. Dehring  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  25

Frauenvertreterin – ein Fulltime-Job E. Gabriel  .  .  .  .  .  .  . 26

RECHT & TARIF

Zur Streikabsage D. Siebernik, U. Mertens  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  28

INTERNATIONALES

Beim Weltsozialforum T. Erdmann, F. Schubert, M. Gessat  .  .  .  . 30

Die GEW in den Masuren A. Schrobsdorff, M. Honisch  .  .  .  .  .  .  .  31

TENDENZEN

Erinnerungskultur heute G.Weil  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  32

BÜCHER

Ein tolles Buch zur Mehrsprachigkeit C. Ortmeyer  .  .  .  .  .  34

GLOSSE

Dreckfresser auf dem Schulflur A. Amrhein  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  36

SERVICE

Theater und Schule | Aktivitäten | Materialien   .  .  .  .  .  .  37

INHALT

TI
TE

L:
 B

ER
TO

LT
 P

RÄ
CH

T;
 O

BE
N

: P
AU

LA
 U

LL
O

A;
 M

IT
TE

: I
M

AG
O

/I
 IM

AG
ES

; U
N

TE
N

: G
EW

30 INTERNATIONALES Was machen eigentlich Gewerk­
schafterInnen in den Sommerferien? Tom Erdmann und  

Manuel Honisch berichten von ihren Aktivitäten in Sachen inter­
nationaler Solidarität beim Weltsozialforum in Kanada und auf 

der Masurenakademie in Polen.

18 SCHULE Der Weltlehrertag ist dazu da, Lehrerinnen und 
Lehrer zu würdigen und ihnen zu danken. Zeit für die GEW, die 

prekären Arbeitsbedingungen von Honorarlehrkräften zu  
thematisieren und mehr Anerkennung einzufordern. Kämpfen 

wir dafür, dass auch Beschäftigte im Weiterbildungssektor  
gewürdigt werden. Ansgar Klinger appelliert. 



3

Kampfbereit 
bleiben
Die gemeinsame Erklärung mit dem 
Finanzsenator bedeutet nicht, dass die 
GEW BERLIN ihr Ziel erreicht hat. Sie ist 
ihm aber ein großes Stück näher 
gekommen.

OKTOBER 2016 | bbz STANDPUNKT

Rainer Schweppe soll laut Berliner Zei-
tung die von Senatorin Sandra Scheeres 
einberufene Facharbeitsgruppe zur 
Schulraumqualität leiten. Der Verwal-
tungswirt war von 2010 bis Ende Juni 
2016 in München Stadtschulrat. Schwep-
pe entwickelte und realisierte dort das 
»Münchner Lernhauskonzept«, bei dem 
SchülerInnen aller Klassenstufen in »Clus-
tern« lernen. Damals sah es in München 
ähnlich aus wie in Berlin heute: Schulen 
platzten aus den Nähten und viele Ge-
bäude waren marode. Schweppe ließ 
Container aufstellen, den Bestand prüfen 
und brachte Programme für Neubau und 
Sanierung auf den Weg.

Hildegard Bentele, Cornelia Seibeld, 
Monika Thamm und Katrin Vogel hei-
ßen die vier Frauen in der 31 Mitglieder 
starken CDU-Fraktion im neu gewählten 
Abgeordnetenhaus. Der Frauenanteil be-
trägt damit 12,9 Prozent, was keinesfalls 
an der CDU selbst liegt. Denn diese Zu-
sammensetzung hätten die BerlinerInnen 
bei der Wahl entschieden, erklärte die 
Fraktion auf Twitter.

Ron Weber ist Sozialarbeiter und vor 
acht Jahren vom Judentum zum Islam 
konvertiert. Weber versucht mit seinem 
Deradikalisierungs- und Präventionspro-
jekt »Maxime Berlin« Schülerinnen und 
Schülern einen positiven und toleranten 
Islam zu vermitteln. In seinen dreitägigen 
Schul- Workshops betont er das Verbin-
dende zwischen den Religionen, die Viel-
falt im Islam und wirbt für Toleranz.

Sandra Scheeres, amtierende Bildungs-
senatorin, hat in Pankow ihr Direktman-
dat verloren und ist im neuen Abgeordne-
tenhaus nicht mehr vertreten. Sie unter-
lag mit 220 Stimmen dem Linken-Frakti-
onsvorsitzenden Udo Wolf.

Regina Kittler, bildungspolitische Spre-
cherin der Linken-Fraktion im Abgeord-
netenhaus, musste sich in Marzahn-Hell-
ersdorf knapp dem CDU-Kandidaten 
Christian Gräff geschlagen geben, der  
22 Stimmen mehr erhielt. Das langjährige 
GEW- Mitglied wird aber über die Landes-
liste wieder ins Berliner Parlament einzie-
hen. 

 LEUTE

zusicherte: Wir bleiben am Verhand­
lungstisch für die bessere Bezahlung der 
Lehrkräfte, die sich bereits in der Endstu­
fe der Entgeltgruppe 13 befinden. Das 
Thema wird er in die Koalitionsverhand­
lungen mitnehmen. 

Der GLV entschied daraufhin, den Streik 
in der ersten Schulwoche abzusagen. Wir 
waren uns bei unserer Entscheidung be­
wusst, dass die vorliegende politische 
Erklärung längst nicht alle unsere Ziele 
erfüllt. Aber sie beinhaltet wesentliche 
Verbesserungen, die wir nicht ausschla­
gen konnten: Die schriftliche Zusage be­
deutet den Durchbruch bei den Grund­
schullehrkräften, die Vorweggewährung 
einer Entgeltstufe für NichterfüllerInnen 
und die Fortführung der Stufe 5­Regelung 
in der EG13. Geben mussten wir im Gegen­
zug nur wenig: Unser einmaliger Streik­
verzicht und die damit verbundene Hoff­
nung auf Ruhe im Wahlkampf waren der 
SPD genug.

Denn eines ist klar: Mit der gemeinsa­
men Verabredung haben wir mitnichten 
das Ende dieser Tarifauseinandersetzung 
beschlossen. Wir geben dem neuen Senat 
sehr begrenzt Zeit, klare und verlässliche 
Regelungen für eine gerechte Bezahlung 
der angestellten Lehrkräfte auf den Weg 
zu bringen. Ob dies passiert oder nicht, 
werden wir nach den Koalitionsverhand­
lungen gemeinsam bewerten. Dann ent­
scheiden wir, wie und vor allem wo es 
weiter geht (mehr dazu auf Seite 28). 

Wir werden die Koalitionsverhandlun­
gen kritisch und aktiv begleiten. Die SPD 
steht öffentlich im Wort, sich für eine Lö­
sung des Konflikts einzusetzen. Grüne 
und Linke haben uns ihre Unterstützung 
bereits zugesichert. Unser Platz am Ver­
handlungstisch und die gemeinsame Er­
klärung sind ein erster Erfolg, aber wir 
sind nicht am Ziel. Deshalb gilt es kampf­
bereit zu bleiben! 

von Doreen Siebernik, Vorsitzende der 
GEW BERLIN

Seit mehr als fünf Jahren mobilisieren 
wir die angestellten Lehrkräfte in der 

Auseinandersetzung für einen Tarifvertrag. 
Die Einkommensunterschiede zwischen 
angestellten und verbeamteten Lehrkräf­
ten sind ungerecht. Die Schlech ter stel lung 
der Grundschullehrkräfte ist ein unhaltba­
res Relikt aus dem letzten Jahrtausend. 
Mit einem großen Forderungskatalog ste­
hen wir seit Dezember 2012 auf der Straße. 
Unser Ziel: »Gleiches Geld für gleichwer­
tige Arbeit«!

Noch zu Beginn der Sommerferien hieß 
das Mantra von Finanzsenator Matthias 
Kollatz­Ahnen: Im Land Berlin ist eine Lö­
sung des Tarifkonflikts nicht möglich, die 
Verantwortung liegt auf Bundesebene. Wir 
erhielten eine vierseitige Absage auf alle 
unsere Forderungen. So stand unser Be­
schluss: Ein einwöchiger Streik zu Beginn 
des neuen Schuljahres – mitten hinein in 
die heiße Phase des Wahlkampfes. 

Die Vorbereitung des größten Streiks im 
Berliner Bildungssystem seit 25 Jahren ver­
fehlte seine Wirkung nicht. Der Finanz­
senator legte ein Angebot auf den Tisch, 
das die Höhergruppierung aller Grund­
schullehrkräfte in die Entgeltgruppe 13 
vorsieht. Ein historischer und bundesweit 
einmaliger Schritt in unserem Kampf für 
eine gerechte Bezahlung!

Doch wir weigerten uns, die Aufwertung 
der Grundschullehrkräfte mit einem ge­
nerellen Streikverzicht für alle weiteren 
KollegInnen zu bezahlen, für die das An­
gebot keine Verbesserungen vorsah. Das 
Ringen um einen für beide Seiten an­
nehmbaren Kompromiss zog sich bis we­
nige Tage vor den geplanten Streik. Zu der 
Vereinbarung kam es erst, als der Senator FO
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 ■  Neuer Senat muss bessere  
Bezahlung von ErzieherInnen und 
SozialpädagogInnen durchsetzen

Am 13. September versammelten sich am 
frühen Morgen über 200 ErzieherInnen 
und SozialpädagogInnen vor der Senats­
bildungsverwaltung und forderten von 
Senatorin Sandra Scheeres, sich für eine 
bessere Bezahlung der Berliner KollegIn­
nen einzusetzen. Staatssekretärin Sigrid 
Klebba nahm 2.000 Geldschein­Postkar­
ten entgegen, auf denen die ErzieherIn­
nen und SozialpädagogInnen mit ihrer 
Unterschrift gefordert hatten, ihre Ein­
kommen an die der Beschäftigten im So­
zial­ und Erziehungsdienst der Kommu­
nen anzupassen. Staatssekretärin Klebba 
versicherte den TeilnehmerInnen Schee­
res Bereitschaft, sich für bessere tarifli­
che Regelungen einzusetzen. Zudem äu­
ßerte Klebba die Erwartung, dass der 
neue Berliner Senat das Thema »intensiv« 
in die im Februar anstehende Tarifrunde 
hineintragen wird. Die ErzieherInnen und 
SozialpädagogInnen – und die GEW BER­
LIN! – erwarten, dass die Forderung Ein­
gang in die Koalitionsverhandlungen fin­
det und dann vom neuen Senat an die 
Tarifgemeinschaft der Länder herangetra­
gen wird. Es ist nicht hinnehmbar, dass 

eine Berliner Erzieherin bis zu 423 Euro 
weniger verdient als eine Kollegin in Ora­
nienburg, Eberswalde oder Frankfurt. Und 
das nur, weil im öffentlichen Dienst des 
Landes Berlin ErzieherInnen und Sozial­
pädagogInnen nach dem Tarifvertrag der 
Länder (TV­L) bezahlt werden statt nach 
dem für den Sozial­ und Erziehungsdienst 
günstigeren Tarifvertrag TVÖD.

 ■  Vier Stunden mittelbare 
pädagogische Arbeit

Nach jahrelangen Verhandlungen haben 
Bildungssenatorin Sandra Scheeres und 
die Vorsitzende des Gesamtpersonalrats 
der allgemeinbildenden Schulen, Marion 
Leibnitz, die Dienstvereinbarung zur Re­
gelung der mittelbaren pädagogischen 
Arbeit (mpA) unterschrieben. Sie gilt für 
ErzieherInnen in offenen und gebunde­
nen Ganztagsgrundschulen und sonder­
pädagogischen Förderzentren und regelt 
deren Anspruch auf mindestens vier 
Stunden in der Woche für Tätigkeiten der 
mittelbaren pädagogischen Arbeit. Dazu 
gehören Zeiten für Vor­ und Nachberei­
tung, Kooperation mit Lehrkräften, Beob­
achtung und Teambesprechungen. Wün­
schenswert wäre ein höherer Stundenum­

fang gewesen, die Dienstvereinbarung ist 
aber ein erster Schritt.

 ■  Schlechte Bedingungen  
für Auszubildende 

Der Ausbildungsreport 2016 vom DGB 
legt erhebliche Missstände in der Ausbil­
dungsqualität offen. Fast 60 Prozent der 
Auszubildenden kommen krank zur Ar­
beit, über die Hälfte sind durch schlechte 
Ausbildungsbedingungen und ­anforde­
rungen am Ausbildungsplatz stark belas­
tet und ein Drittel der Azubis leistet 
Überstunden. Zudem liegt einem Drittel 
der Auszubildenden kein betrieblicher 
Ausbildungsplan vor. Die schlechten Be­
dingungen führen in vielen Branchen zu 
einem Azubi­Mangel. Der DGB fordert da­
her erneut, das Berufsbildungsgesetz zu 
novellieren und für qualitativ gute Aus­
bildungsplätze Sorge zu tragen.

 ■  Keine Abminderungsstunden  
für Fach(bereichs)leiterInnen

Der Senat gewährt FachleiterInnen und 
Fach bereichsleiterInnen keine Abminde­
rungsstunden für zusätzliche Aufgaben. 
Auch dann nicht, wenn sie Leitungsfunk­
tionen übernehmen. Nach eigener Aussa­
ge geht die Senatsbildungsverwaltung 
davon aus, dass nur »besonders kompe­
tente und/ oder erfahrene Dienstkräfte 
ausgewählt werden, welche die entspre­
chenden Aufgaben ohne dauerhafte Er­
bringungen von Mehrarbeit leisten.« Der 
Senat verkennt dabei, dass Unterrichts­
stunden bei allen Lehrkräften gleich lang 
dauern und unterstellt der Mehrheit der 
Lehrkräfte indirekt eine mangelnde Zei­
teffizienz für die Vor­ und Nachbereitung 
von Unterricht. 

 ■  Berliner Sozialgipfel fordert  
»Soziale Gerechtigkeit«

Der 7. Berliner Sozialgipfel widmete sich 
in diesem Jahr schwerpunktmäßig dem 
Thema »Soziale Gerechtigkeit«. Angesichts 
der Abgeordnetenhauswahlen waren die 
SpitzenkandidatInnen der Parteien zur 
Podiumsdiskussion am 7. September ge­
laden. Für ihre mögliche Amtszeit beka­
men sie die zentralen Forderungen des 
Berliner Sozialgipfels eindringlich vorge­
tragen, darunter bezahlbaren Wohnraum, 
uneingeschränkten Zugang zu Bildung 
für alle Kinder über Integration und In­
klusion, Ausbau von Betreuungsplätzen 
und Geschlechtergerechtigkeit vor allem 
bei Löhnen und Steuern.

Die Berliner ErzieherInnen und SozialpädagogInnen wollen so viel verdienen wie die in den 
Kommunen anderer Bundesländer beschäftigten KollegInnen. Der Unterschied macht bis zu 
430 Euro aus. FOTO: CHRISTIAN VON POLENTZ/TRANSITFOTO.DE
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Genau ist der Blick der Jugendlichen 
auf dem Titel nicht zu deuten. Etwas 

verunsichert, aber doch mit einem Lächeln 
schauen sie in die Kamera. Auf der Suche 
nach einem Ausbildungsplatz wissen sie 
noch nicht, wie es weitergeht in ihrem Le-
ben. Unser Fotograf Bertolt Prächt hat das 
Titelbild und die Bildstrecke im Titel für 
uns fotografiert. Wir finden, dass ihm das 
gut gelungen ist und wir freuen uns auf 
die weitere Zusammenarbeit.

Es ist anstrengend, wenn drei von zehn 
Redaktionsmitgliedern fehlen. Meine 

Redaktion hat sich an der Stelle mal ein 
dickes Lob verdient. Trotz aller Widrigkei-
ten arbeiten die RedakteurInnen sehr en-
gagiert und viele, viele Stunden, damit ihr 
euch an der nächsten Ausgabe der bbz er-
freuen könnt. Danke!

Wir freuen uns, dass Svenja Borgschul-
te seit Mitte August den Vorstands-

bereich Öffentlichkeitsarbeit im Sekretariat 
verstärkt. Sie konnte der ausgedünnten 
Redaktion gleich tatkräftig unter die Arme 
greifen. Herzlich willkommen! CMdR
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REDAKTIONSSCHLUSS
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Januar: 1. Dezember 2016

Aber 5 Prozent sind etwa 1.500 Lehrer­
stellen, die man für spezifische Entlas­
tung, für Frequenzsenkung oder was im­
mer verwenden könnte und dann sind sie 
nicht NICHTS! Es wäre zum Beispiel der 
Umfang einer einstündigen Arbeitszeit­
verkürzung für alle Lehrkräfte und dann 
blieben noch gut 7.000 Stunden für spe­
zielle Entlastungen. Das wäre allerdings 
ein vernünftiger erster Schritt. Ich hoffe, 
dass wir darüber jetzt in die Diskussion 
kommen und nicht weiter solche Senten­
zen bewusstlos verbreiten – und bin ge­
spannt. Knut Langenbach,  
 Mitglied der AG Bifi und Pensionär 

Antwort der Redaktion:
Lieber Kurt, auch wir denken, dass eine 
Gegenreaktion auf die Aussage von Sieg-
fried Arnz nötig ist. Natürlich ist die Über-
schrift über dem Interview nicht die Posi-
tion der bbz-Redaktion. Sie ist daher auch 
als Zitat gekennzeichnet. Wir wollen uns 
in der bbz aber nicht ausschließlich auf 
GEW-Positionen beschränken, sondern 
auch den Diskurs über strittige bildungs-
politische Themen fördern. Wir haben uns 
dazu entschieden, die Aussage zur Über-
schrift zu machen, gerade weil wir sie für 
widerspruchswürdig halten. In diesem 
Sinne danken wir dir recht herzlich für 
deinen Leserbrief! 

Interview mit Siegfried Arnz, bbz Juli / 
August 2016

Liebe Redaktion, ich war mir völlig sicher, 
dass ziemlich weit vorn im Heft – gegebe­
nenfalls im Standpunkt – eine verbindli­
che Äußerung des Vorstands zum Ferien­
heft und dort zum Interview­Abdruck mit 
Siegfried Arnz kommt. Ihr habt nämlich 
einen ziemlichen Fehler gemacht und die 
eigenwillige Position von Siegfried (»Auch 
mit 5 Prozent mehr Lehrkräften würde sich 
nichts ändern«) aus dem Gespräch her­
ausgerissen und zur Überschrift ge­
macht. Ist das jetzt die Position auch der 
bbz­Redaktion – oder gar des Vorstandes 
– oder der GEW BERLIN überhaupt? Ich 
habe deshalb mitten in den Ferien alle 
zuständigen Vorstandsmitglieder ange­
schrieben und aufgefordert, dafür zu 
sorgen, dass in der September­bbz da 
eine Klarstellung kommt. Finde ich aber 
nicht! Seit über 30 Jahren kämpft die AG 
Bifi darum, in den Herzen und Köpfen 
der GEW­Mitglieder zu verbreiten, dass 
wir hier in dieser Gesellschaft lauthals 
schreien müssen: »Wir brauchen mehr 
Geld für die Bildung!«, »Wir als Gesell­
schaft haben das Geld, es ist nur durch 
falsche Politik falsch verteilt, das muss 
sich ändern!« 5 Prozent sind vielleicht 
nicht genug, sind sicher nicht genug. 

POST AN DIE REDAKTION

 ■  Senatorin Scheeres eröffnet 
Weiterbildungszentrum »StEPS« 

Das neue Studienzentrum für Erziehung, 
Pädagogik und Schule (StEPS) hat ab so­
fort seine Tore geöffnet. Hier werden zu­
künftig die Weiterbildungsmaßnahmen 
der Senatsverwaltung für Lehrkräfte und 
ErzieherInnen sowie die berufsbegleiten­
den Studien für QuereinsteigerInnen 
durchgeführt. Das Studienzentrum bietet 
täglich Platz für 300 TeilnehmerInnen. 
Außerdem können parallel laufende, in­
haltsgleiche Lehrveranstaltungen für Aus­
bildungsgruppen bis zu 90 Personen 
stattfinden. So können die Angebote zen­
tral gebündelt werden. Der Standort ist 
barrierefrei zugänglich. 

 ■  Studie belegt Mehrarbeit  
von Lehrkräften

LehrerInnen arbeiten deutlich mehr als 
sie müssen. Das belegt die Arbeitszeit­
studie der GEW Niedersachsen. Erstmals 
haben Tausende LehrerInnen ein kom­
plettes Jahr lang minutengenau ihre Ar­

beitszeit erfasst. Die Ergebnisse sind be­
merkenswert: Im Durchschnitt wird an 
Gymnasien 3:05, an Grundschulen 1:20 
und an Gesamtschulen 0:03 Stunden pro 
Woche über dem Soll gearbeitet. Fast jede 
fünfte Vollzeitlehrkraft an Gymnasien ar­
beitet über 48 Stunden pro Unterrichts­
woche, an Grundschulen ist es jede 
sechste, an Gesamtschulen jede siebte. 
Die Studie bestätigt zudem, dass Teil­
zeit­Lehrkräfte besonders viel unbezahlte 
Mehrarbeit leisten: an Gymnasien 4:07, 
an Gesamtschulen 2:31, an Grundschulen 
2:00 Stunden wöchentlich. Ebenfalls be­
stätigt sich die Erkenntnis, dass den Voll­
zeitlehrkräften die Zeit für Vor­ und 
Nachbereitung des Unterrichts fehlt. An 
Grundschulen gibt es entschieden zu we­
nig Zeit für außerunterrichtliche Tätigkei­
ten. Pausen und Erholzeiten während der 
Schulwochen sind so gut wie nicht vor­
handen, zwei Drittel aller Lehrkräfte ar­
beiten an fast jedem Wochenende. Mehr 
als die Hälfte der Lehrkräfte arbeitet 
trotz Krankheit an Unterrichtstagen, auch 
vor der Klasse. 
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Anschluss   mit & ohne Abschluss

Êlveda ist 24 Jahre alt. 
Êlveda möchte eigentlich 
Fotografin werden, die 

Ausbildung (z.B. Lette  Verein) 
muss sie aber privat  bezahlen. 
Sie könnte auch  studieren, hat 
aber kein Abitur. Als Alterna-
tive hat sich Êlveda für die Aus-
bildung als Köchin entschieden. 
Bis zum Jahres ende möchte sie 
es mit Bewerbungen noch pro-
bieren. Falls sie keinen Ausbil-
dungsplatz  bekommt, möchte 
sie eine 13-wöchige Weiterbil-
dung als  Sanitäterin anfangen.
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Es ist ein altes trauriges Lied. Zu viele Jugendliche 
in Berlin bleiben auf der Strecke. Sie gehen ver-
loren – irgendwo auf dem Weg zwischen der 

Schule und dem danach. Sie machen keinen Ab-
schluss und finden keinen Anschluss. 
Es existieren bereits viele verschiedene Maßnahmen 
an und um Schule, um zu helfen, aber das Problem 
bleibt ungelöst. In dieser bbz stellen wir euch zwei 
relativ neue Ideen vor, jungen Menschen den Übergang 
zu ermöglichen. Der Fotograf Bertolt Prächt hat für 
uns außerdem junge Menschen auf der Suche nach 
einem Ausbildungsplatz fotografiert.
An einigen Oberstufenzentren wird seit ein paar Jah-
ren der neue Bildungsgang Integrierte Berufsausbil-
dungsvorbereitung (IBA) ausprobiert. Im Fokus steht 
nicht mehr wie bei früheren Angeboten, die Jugendli-
chen zu einem Abschluss zu führen, sondern vor al-
lem ihnen einen Anschluss zu ermöglichen – sprich: 
die erfolgreiche Vermittlung in eine Ausbildung. Ronald 
Rahmig erläutert, welche grundlegenden Veränderun-
gen es geben muss, damit IBA erfolgreich sein kann. 
Ulrike Ruth Lange stellt die konkrete Arbeit des IBA-
Teams am Oberstufenzentrum Lotis vor und berichtet 
von erfreulichen Ergebnissen. IBA könnte funktionie-
ren. Unsere beiden AutorInnen glauben daran. 

Auch die Betriebe müssen mehr tun. Vor gut einem 
Jahr haben die ersten Jugendberufs agenturen (JBA) 
eröffnet, um Jugendliche dabei zu unterstützen, ei-
nen Berufsabschluss zu erreichen. Alle Angebote an 
Berufsorientierung werden hier gebündelt, um eine 
optimale Beratung zu ermöglichen. Jugendliche wer-
den darin unterstützt, Krisen während der Ausbil-
dung zu überwinden und Abbrüche zu vermeiden. 
Laut Christin Richter sind die ersten Ergebnisse posi-
tiv. Die Jugendberufsagenturen helfen auch geflüch-
teten Jugendlichen bei der Ausbildungssuche. Das ist 
wichtig, denn Geflüchtete haben mit ganz speziellen 
Schwierigkeiten zu kämpfen. Marion Strempel- Gangbo 
berichtet davon.
Wir hoffen, dass IBA und JBA die Erwartungen, die wir 
in sie setzen, erfüllen. Das können sie aber nur, wenn 
genügend Ausbildungsplätze angeboten werden. Der 
Ausbildungsstellenmarkt in Berlin ist jedoch katastro-
phal. Nur noch rund 13 Prozent aller Betriebe mit 
Ausbildungsberechtigung bilden aus. Damit bildet 
Berlin bundesweit das Schlusslicht. In der Verantwor-
tung stehen also nicht nur die die Schulen, die Bera-
tungseinrichtungen und die Jugendlichen selbst, son-
dern auch die Betriebe. 

Anschluss   mit & ohne Abschluss

Runter vom Abstellgleis
Der Übergang von der Schule in die Ausbildung verläuft für viele Jugendliche 
nicht reibungslos. Der neue Bildungsgang IBA soll bei der Orientierung helfen. 

von Ronald Rahmig

Das Übergangssystem von Klasse 10 zur Ausbil­
dung ist seit den 00er Jahren in der Diskussion. 

Zu Beginn des Jahrtausends wurden hier viele Ju­
gendliche »geparkt«, die keinen passenden Ausbil­
dungsplatz gefunden hatten und die Statistik der 
»unversorgten« Jugendlichen nicht belasten sollten. 
Vordringliches Ziel war es, einen höherwertigen 
Schulabschluss zu erlangen, um die Voraussetzun­
gen für einen Ausbildungsplatz zu verbessern. Die 
SchülerInnen wurden je nach bisher erreichtem Ab­
schluss in die Bildungsgänge Berufsqualifizierender 
Lehrgang (BQL) oder die Einjährige Berufsfachschule 
(OBF1) einsortiert, die sie dann sogar mehrfach 
durchlaufen konnten.

Drei wesentliche Aspekte sind dabei nicht bedacht 
worden: Zum Ersten war das Angebot an akzeptab­
len Ausbildungsplätzen schon damals viel zu gering. 
Zum Zweiten ging die Ausrichtung auf einen Schul­
abschluss mit theorielastigen Inhalten schon damals 
an der Zielgruppe vorbei und zum Dritten ließ die 
Frage, welchen Schulabschluss die Jugendlichen er­
reicht hatten, leider keine Rückschlüsse auf ihre Ver­
mittelbarkeit zu. 

Ausbildung ist das Ziel

Aus dieser Gemengelage heraus entstand die Idee, 
den Bereich des Übergangssystems neu aufzustellen. 
Der zentrale Unterschied ist die jetzt klare Ausrich­
tung des Bildungsgangs Integrierte Berufsausbildungs­FO
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rInnen und Eltern muss intensiviert werden und eine 
andere Richtung bekommen. Die Orientierung der 
Lehrkräfte und ihr Rollenverständnis müssen sich 
verändern und die Organisation von Unterricht in­
klusive Schwerpunktsetzung muss den veränderten 
Zielen entsprechend angepasst werden.

Wir sollten den SchülerInnen und ihren Eltern die 
Chancen darstellen, die mit einer Abkehr von der 
theorielastigen Allgemeinbildung hin zu einer pra­
xisorientierten Ausbildung eröffnet werden. Gleich­
zeitig müssen wir erklären, welche ergänzenden 
Möglichkeiten unser Bildungssystem auch nach ei­
ner Ausbildung noch bereithält: sich weiter zu qua­
lifizieren als Betriebswirt, Techniker, Meister, zu 
studieren oder auch die Hochschulreife zu erlangen.

Die Gestaltung des Unterrichts muss von der Pra­
xis dominiert werden und sich an ihr orientieren. 
Für viele SchülerInnen ist eine neue wichtige Er­
kenntnis, dass ihre praktischen Kompetenzen auch 
wichtig und wertvoll sein können und die Grundlage 
für ein erfolgreiches und befriedigendes (Erwerbs­)
leben bilden können. 

…aber die Theorie nicht vergessen

Hier verbirgt sich aber auch schon eine Herausfor­
derung: Für die Curriculumsentwicklung sind die 
Fachpraxislehrkräfte nicht ausgebildet. Es bedarf 
also einer intensiven Kooperation und Abstimmung 
mit den Theorielehrkräften, damit die Inhalte des 
Theorieunterrichts die Fachpraxis tatsächlich unter­
stützen. Gleichzeitig darf aber auch der abschlusso­
rientierte allgemeinbildende Unterricht nicht voll­
ständig vernachlässigt werden. Der Unterricht muss 
auf die Praktikumsphasen ausgerichtet werden. Zu­
nächst muss den SchülerInnen die inhaltliche Orien­
tierung des Berufs nahegebracht werden. Die Prakti­
ka müssen intensiv von BildungsgangbegleiterInnen, 
Fachpraxislehrkräften und Theorielehrkräften be­
gleitet und ausgewertet werden, auch damit die Be­
triebe motiviert werden, die PraktikantInnen viel­
leicht schon vorfristig als Azubis zu übernehmen, 
der sogenannte »Klebeeffekt«. Bei mehreren Klassen 
an einer Schule führt dies zu einem sehr komplex 
verschachtelten Unterrichtseinsatz und verlangt von 
allen Beteiligten ein hohes Maß an Flexibilität.

Die bislang gesammelten Erfahrungen zeigen, dass 
sowohl die Zahl der beruflich richtig orientierten 
Jugendlichen steigt, als auch die Anzahl der (Nach­)
Vermittelten wächst. Auf die Zahl der angebotenen 
Ausbildungsplätze haben wir allerdings nach wie 
vor keinen Einfluss. 

vorbereitung (IBA) auf die Vermittlung in eine duale 
Ausbildung. Insbesondere wurde die Möglichkeit für 
längere und intensiv begleitete Praktika eröffnet und 
die Möglichkeit, die Inhalte des Unterrichts sehr fle­
xibel orientiert an die Bedürfnisse der jeweiligen 
Lerngruppe anzupassen. 

Ausgehend von der Erfahrung, dass der erreichte 
Abschluss der Jugendlichen weniger von ihren Kom­
petenzen abhängt als vom Wohnort oder dem sozi­
alem Umfeld, wurden die bisherigen Bildungsgänge 
im Modellversuch zusammengelegt. Ziel ist die kom­
plette Umgestaltung des Übergangssystems.

Der Bildungsgang IBA ist also für alle, egal welchen 
Abschluss sie haben, offen. Alle drei möglichen Ab­
schlüsse (Berufsbildungsreife, erweiterte Berufsbil­
dungsreife und der mittlere Schulabschluss) sind 
direkt erreichbar, was den realen Bedürfnissen der 
Jugendlichen eher entspricht. Im Schuljahr 2012/13 
startete die Pilotphase des Bildungsganges mit sechs 
Schulen, mittlerweile beteiligen sich 18 Schulen. Die 
Pilotphase wird 2018 enden. Im optimalen Fall werden 
die Bildungsgänge BQL und OBF 1 dann geschlossen 
und IBA zum Standard.

Die Praxis als Chance verstehen

Damit IBA erfolgreich wird, brauchen wir Verände­
rungen in drei Bereichen: Die Beratung von Schüle­

von Ronald Rahmig, Schulleiter am 
Oberstufenzentrum Kfz-Technik

Kadir, 17 
Jahre 
alt. 

 Kadir wurde vom 
Jobcenter an den 
 Träger »Chance« 
verwiesen. Kadir 
lernt hier Bewer-
bungen zu schrei-
ben. Sein Berufs-
wunsch ist 
 Friseur. Zu einem 
Bewerbungsge-
spräch ist er be-
reits eingeladen.
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von Ulrike Ruth Lange 

Gina hat es geschafft, auch ohne Mittleren Schul­
abschluss (MSA). Als sie vor einem Jahr im Be­

werbungsgespräch vor uns saß, war sie sehr schüch­
tern, sprach wenig, schaute uns kaum in die Augen. 
Sie wollte Erzieherin werden, ihr Ziel war der MSA. 
Im Laufe des Jahres wurde sie selbstbewusster. Sie 
bekam gute Noten und der MSA, die Mindestvoraus­
setzung für eine Ausbildung als Erzieherin, rückte nä­
her. Im Januar absolvierte sie sechs Wochen Berufs­
praktikum in einer Kindertagesstätte. Mit den Kindern 
ging sie sehr gut um, an Eigeninitiative fehlte es ihr 
noch. Im zweiten Halbjahr wurden ihre Noten schlech­
ter. Ihre Ausdauer, die Motivation ließen nach, der 
MSA rückte in unerreichbare Ferne. Ihr zweites Prak­
tikum machte sie in einem Altenpflegeheim. Sie be­
kam dort ein Ausbildungsplatzangebot, weil ihre 
praktischen Fähigkeiten, ihr Einfühlungsvermögen, 
ihr Umgang mit den Menschen so besonders ist. IBA 
hat es möglich gemacht! Diese individuelle Erfolgs­
geschichte ist bisher leider noch eine Ausnahme. 

Lotis legt los

Das Oberstufenzentrum Logistik, Touristik und Steu­
ern (Lotis) gehört zu den ersten sechs Oberstufen­
zentren, das sich mit einer Mehrheit des Fachbereichs 
Berufsvorbereitung für das Pilotprojekt IBA im 
Schuljahr 2012/2013 entschied. Die Durchlässigkeit 
des Bildungsgangs für SchülerInnen ohne bezie­
hungsweise mit einem niedrigen Bildungs abschluss 
war das überzeugende Argument. Seitdem arbeiten 
die in IBA unterrichtenden Lehrkräfte an der Ent­
wicklung eines tragfähigen Konzepts.

Eckpfeiler dieses Konzepts bilden die Klassenteams, 
die in enger Zusammenarbeit mit der Schulsozialar­
beiterin und den zwei Bildungsbegleiterinnen die 
Klasse betreuen. Im letzten Schuljahr fanden dazu alle 
zwei Wochen Teamsitzungen statt, die sowohl für 
die Klassenbelange als auch für die konzeptionelle 
Arbeit genutzt wurden. Den KollegInnen wurde dafür 
von der Schulleitung eine Ermäßigungsstunde zur 
Verfügung gestellt. Außerdem arbeiteten Fachteams 
im Laufe der letzten Jahre systematisch am passge­
nauen Curriculum und Stoffverteilungsplan ihres 
Faches. Eine Abteilungskoordinatorin und zwei Bil­
dungsgangverantwortliche organisieren und struk­
turieren den Bildungsgang inhaltlich. 

Insgesamt ist die Arbeit in IBA jedoch immer noch 
»work in progress«. Das liegt nicht zuletzt daran, 

dass die Vorgaben der Behörde, die rechtlichen 
Grundlagen, sukzessive erfolgen und erst wenn ein 
Problem auftaucht, eine Regelung dazu entworfen 
wird. Diese entspricht dann nicht immer den Vor­
stellungen und praktischen Erfahrungen der Kolle­
ginnen und Kollegen. Die Zusammenarbeit zwischen 
der Projektgruppe der Senatsverwaltung und den 
IBA­Kollegien ist kaum transparent und ziel­ bezie­
hungsweise ergebnisorientiert. Außerdem reicht die 
Zeit der Teamsitzungen nicht für die gesamte inhalt­
liche, pädagogisch­didaktische und konzeptionelle 
Arbeit, sodass die Kolleginnen und Kollegen die Ar­
beit zusätzlich leisten müssen.

Nicht zuletzt fällt unserem IBA­Kollegium die ei­
gene Qualifikation und die Basis des deutschen Bil­
dungssystems auf die Füße: Lehrkräfte an berufli­
chen Schulen sind vor allem darin qualifiziert, Schü­
lerInnen und Auszubildende auf einen Abschluss 
vorzubereiten – schulisch und/oder betrieblich. 

In IBA steht allerdings nicht der Abschluss, son­
dern der berufliche Anschluss im Mittelpunkt und 
damit der reflektierte Prozess einer individuellen 
Berufswahlentscheidung. 

Auf den Anschluss kommt es an
Das Oberstufenzentrum Lotis erprobt seit einigen Jahren erfolgreich den neuen 
Bildungsgang IBA. Ein Einblick in die Praxis.

Siacomo ist 18 Jahre 
alt. Siacomo hat 
versucht sein Abi-

tur auf dem OSZ-Handel zu 
machen, was er abbrach. 
Sein Erstberufswusch ist 
Goldschmied. Diese Ausbil-
dung wird in Berlin nicht an-
geboten. Als »Geschwis-
terbe ruf«, wie er selbst sagt, 
möchte er nun Zahntechni-
ker werden. In der Woche 
nach dem Portraittermin 
hat Siacomo die Möglichkeit, 
einen Test über drei Tage 
beim Zahntechniker zu ma-
chen. Es kommt hier vorerst 
auf das Modellieren an.
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reich, beispielsweise über ein Praktikum, einen Aus­
bildungsplatz zu finden. 

Tommy ist so ein besonders hartnäckiger Fall. Er 
ist bereits 20 Jahre alt und überschätzte von Beginn 
an seine individuellen Fähigkeiten. Er hatte sich sehr 
auf den MSA fixiert. Ein Ausbildungsplatzangebot als 
Kaufmann für Büromanagement beim Verkehrsver­
bund Berlin­Brandenburg entsprach nicht seinen 
unrealistischen Vorstellungen. Er wollte Abitur ma­
chen und studieren. Vermeidungsstrategien und Prü­
fungsängste verhinderten einen guten Mittleren 
Schulabschluss. Letztlich nahm er durch die ver­
stärkte Unterstützung einer der BildungsbegleiterIn­
nen in der letzten Schulwoche vor den Sommerferi­
en an zwei Bewerbungsgesprächen teil. Letzter 
Stand: Eines davon klang aussichtsreich. 

Am OSZ Lotis haben im letzten Schuljahr 100 
SchülerInnen den Bildungsgang IBA besucht. Davon 
brachen 26 den Bildungsgang ab, 20 erhielten ein 
Abgangszeugnis und 54 ein Abschlusszeugnis. Dar­
unter erreichten 34 SchülerInnen einen Mittleren 
Schulabschluss, 8 davon mit Gymnasialempfehlung, 
5 SchülerInnen erhielten die Erweiterte Berufsbil­
dungsreife und 3 die Berufsbildungsreife. 12 blieben 
leider ohne höheren Abschluss. 

Weitaus überzeugender ist jedoch, dass es von 
den ehemals 100 IBA­SchülerInnen 51 geschafft ha­
ben, einen Anschluss zu erhalten: einen Ausbil­
dungsplatz, eine vollschulische Ausbildung, die Ein­
trittskarte in die gymnasiale Oberstufe, die Aufnah­

Ängste nehmen, Verantwortung vermitteln

Eine starke Orientierung an Abschlüssen – dem deut­
schen Bildungssystem immanent – ist bei dieser 
SchülerInnenklientel kontraproduktiv: Sie verstärkt 
die Angst vor einem Berufseinstieg und blockiert al­
ternative Überlegungen, sie misst die Fähigkeiten 
der SchülerInnen nur an ihren schulischen Ergebnis­
sen, die in der Regel nicht den Ansprüchen der Arbeit­
geberInnen genügen und sie reduziert die Lehrkräf­
te auf ihre Rolle als NotengeberInnen. All diese As­
pekte hindern die SchülerInnen daran, Verantwor­
tung für ihr Handeln und ihre Entscheidungen zu 
übernehmen. Besonders diese Kompetenz benötigen 
sie aber im Berufsvorbereitungsjahr für eine an ihren 
Fähigkeiten ausgerichtete Berufswahlentscheidung. 

Diese SchülerInnen zu unterrichten und in einem 
Berufsvorbereitungsjahr zu begleiten, erfordert weit­
aus mehr pädagogisches und psychologisches Fin­
gerspitzengefühl, mehr Zeit für pädagogische Bera­
tung und Betreuung als der Schulalltag zulässt. 

Und wenn SchülerInnen der IBA den eigenen Plan 
A – einen höherwertigen Abschluss (MSA) – nicht er­
reicht haben und Plan B – ein Ausbildungsplatzange­
bot – nicht ernst genug genommen haben, was bleibt 
dann? Kein Abschluss und kein Anschluss! 

Eine der wichtigsten Aufgaben der IBA­Lehrkräfte 
ist es, den SchülerInnen zu helfen, sich realistisch 
einzuschätzen. Sie müssen von der Fixierung auf 
einen bestimmten Abschluss ablassen und sich dar­
auf einlassen, zu überlegen, was sie gerne arbeiten 

Gebündelte Hilfe
Seit einem Jahr gibt es in Berlin  
die Jugendberufsagenturen. Unsere 
Autorin zieht eine erste Bilanz.

von Christin Richter 

Immer noch viel zu viele Ausbildungssuchende in 
Berlin fallen einfach durch das Raster, finden kei­

nen Ausbildungsplatz und machen keine Ausbil­
dung. Nach intensiver Diskussion hatte der Berliner 
Senat im März 2015 einen Beschluss zur Einrichtung 
der Berliner Jugendberufsagentur (JBA) gefasst – mit 
dem vorrangigen Ziel, genau das zu verhindern. 

In der JBA sollen die Berufsberatung der Agentur 
für Arbeit, U25­Teams der Jobcenter und Beraterin­
nen und Berater aus den Jugendämtern der Bezirke 

Okay ist fast 
17 Jahre alt. 
Okay bewarb 

sich bei der Polizei, 
wurde aber abgelehnt, 
weil es ihm an Allge-
meinwissen fehlte. 
Okay bewarb sich auch 
fünf Mal als Fachkraft 
für Schutz und Sicher-
heit und möchte sich 
weiterhin be werben. 
Bei dem Träger »Chance« 
fand er eine  Alternati- 
ve zur Polizei. Er möchte 
nun Sport- und Fitness-
kaufmann werden.



11OKTOBER 2016 | bbz TITEL

unter einem Dach arbeiten und den Übergang von 
der Schule in den Beruf begleiten. Bis zum Ende des 
Jahres 2016 werden in allen zwölf Bezirken regiona­
le Standorte der Jugendberufsagentur Berlin eröff­
net, die eng verzahnt mit VertreterInnen der Schulen 
zusammen arbeiten sollen.

Krisen meistern, Abbrüche vermeiden

Das Ziel der Jugendberufsagentur ist es, jeden Ber­
liner Jugendlichen bis zum vollendeten 25. Lebens­
jahr zu einem Berufsabschluss zu führen. Dazu ge­
hören vor allem eine umfassende Beratung, realisti­
sche Qualifizierungsangebote und gegebenenfalls 
ausbildungsbegleitende Hilfen bis zum erfolgrei­
chen Ausbildungsabschluss. Diese sollen helfen, 
Krisen zu überwinden und Abbrüche zu vermeiden.

Mitte Oktober letzten Jahres öffneten die ersten 
Jugendberufsagenturen. Es kann festgestellt werden, 
dass die dort gebündelten Angebote der gesamten 
Berufsorientierungslandschaft von mehr Ratsuchen­
den, sowohl Jugendlichen als auch Betrieben, wahr­

genommen werden. Es ist außerdem erkennbar, dass 
die Zahl der Ausbildungsplatz­BewerberInnen in 
Berlin in 2016 im Vergleich zum letzten Jahr gestie­
gen ist. 

Um möglichst viele durchs Raster gefallene Ju­
gendliche zu erreichen, muss vor allem das Angebot 
der aufsuchenden Beratung noch ausgebaut werden.

Noch mehr belegbare Erfolge soll eine erste Evalu­
ierung der Jugendberufsagenturen Ende Dezember 
2016 bringen, bei der wir als DGB ganz genau hin­
schauen werden, ob das Land Berlin allen Ratsuchen­
den eine Ausbildungsgarantie gegeben und in duale 
oder geförderte Ausbildung bei Trägern oder Ober­
stufenzentren umgesetzt hat. 

me in den Freiwilligendienst der Bundeswehr, ein 
Freiwilliges Soziales Jahr oder anderes.

Wir brauchen mehr Zeit

Es erscheint sinnvoll, diesen Modellversuch als Re­
gelbildungsgang zu etablieren. Allerdings bedarf es 
hier zusätzlicher Ressourcen – vor allem in Form 
von Zeit. Mehr Zeit für die individuelle und flexible 
Betreuung und Förderung der SchülerInnen, mehr 
Zeit für die Akquise von Praktikumsplätzen in aus­
bildungsfähigen Betrieben, mehr Zeit für pädagogi­
sche und konzeptionelle Auseinandersetzung im 
Bildungsgangteam, mehr Zeit für den Erfahrungsaus­
tausch mit IBA­Kollegien aus anderen berufsbilden­
den Schulen. 

Standard müsste auch sein, dass die IBA­Lehrkräf­
te kontinuierlich in multiprofessionellen Teams an 
der Schule arbeiten. Dazu gehören mindestens eine 
dauerhaft für diesen Bildungsgang zuständige Sozi­
alpädagogIn, eine SchulpsychologIn und Bildungs­
begleiterInnen, deren Finanzierung nicht vom Euro­
päischen Sozialfond abhängt. 

Ulrike Ruth Lange,  
Lehrerin am Oberstufenzentrum 

 Logistik, Touristik und Steuern  
(OSZ Lotis)

Christin Richter,  
Bezirksjugendsekretärin beim DGB 

Alesha ist 20 
Jahre alt. Sie 
möchte Erzie-

herin werden, da sie mit 
kleinen Brüdern aufge-
wachsen ist. Die Schule 
für die Ausbildung zur 
Sozialassistentin war 
zu teuer und nun ver-
sucht sie, an eine günsti-
gere Schule zu kommen. 
Während der Assisten-
tinnenausbildung kann 
sie BAföG beantragen. 
Mit dem Abschluss der 
zweijährigen Assisten-
tinnenausbildung er-
wirbt sie die Berechti-
gung für eine Er zieherIn-
nen aus bildung.
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mindest ein wenig zu verständigen. Andere sind ge­
rade dabei nach Berlin umzuziehen. Es ist dann oft 
zeitraubend, in Berlin erneut die Formalitäten zu 
klären, neue Anträge zu stellen, und das, ohne tat­
sächlich der deutschen Sprache mächtig zu sein. 

Bei denjenigen, die schon eine eigene Wohnung 
gefunden haben, bei FreundInnen oder zusammen 
mit der Familie leben, steht dann nach dem Spra­
cherwerb die Ausbildungssuche oder der Wunsch, 
einen Berufsabschluss zu erlangen, an erster Stelle. 

Manchmal verzögert sich auch der Erhalt einer 
Verpflichtung/Berechtigung zum Integrationskurs, 
so dass vorübergehend Projekte von staatlicher Sei­
te angeboten werden, damit Jugendliche schon mit 
dem Spracherwerb beginnen können. Neben dem 
Spracherwerb gibt es teilweise auch praktische An­
teile wie beispielsweise Hauswirtschaft oder Be­
schäftigung im handwerklichen Bereich. 

Der Wunsch, sofort zu arbeiten, besteht

Bei anderen dauert der Spracherwerb länger und so­
mit in der Regel auch die berufliche Orientierung. 
Viele Jugendliche kommen ausschließlich mit ihrer 
Muttersprache, bringen aber dafür berufliche Erfah­
rungen mit. Oft ist der Wunsch groß, sofort eine Ar­
beit aufzunehmen. Es erscheint dann als langer Weg, 
erst einmal am Integrationskurs bis zum B1 Niveau 
teilzunehmen. Es wird daher gerade in letzter Zeit 
häufig die Frage gestellt, ob es die Möglichkeit gäbe, 
neben der Teilnahme am Integrationskurs noch ar­
beiten zu gehen. 

Von Seiten der ArbeitgeberInnen gibt es durchaus 
viele Anfragen und Angebote für Geflüchtete, zum 
Beispiel für das Handwerk oder für den Pflegebe­
reich oder sogar von der Bundeswehr. Allerdings 
herrscht nicht immer Übereinstimmung zwischen 
dem Angebot – beispielsweise im Pflegebereich oder 
im Handwerk – und den Interessen der Jugendli­
chen. Auch das ist ein Bestandteil unserer täglichen 
Arbeit: Einerseits erläutern wir das hiesige Bildungs­
system, erklären den Arbeitsmarkt und zeigen nicht 
bekannte Wege wie beispielsweise das duale Ausbil­
dungssystem auf. Andererseits versuchen wir, die 
Suchenden in ihren Wünschen zu unterstützen und 
ihnen nicht die Hoffnung zu nehmen, den eigenen 
Traum zu verwirklichen. 

von Marion Strempel-Gangbo

Die Suche nach dem Ausbildungsplatz ist oft mit 
vielfältigen Emotionen verbunden. Hoffnung 

und Freude, gepaart mit Verunsicherung und Enttäu­
schung. An der Suche beteiligen sich in erster Linie 
die Jugendlichen selbst mit ihren Träumen und 
Zweifeln, aber auch die Eltern mit ihren Erwartungen 
und Vorstellungen und vielleicht auch noch Lehr­
kräfte und BeraterInnen. 

Bei der Berufswahl geht es auch um einen Verselb­
ständigungs­ und einen Selbstfindungsprozess: Was 
macht mir wirklich Spaß? Was ist mir wichtig? Die 
Jugendberufsagenturen (JBA) versuchen Jugendliche 
bei diesem Prozess zu unterstützen und zu orientie­
ren. Auch Geflüchtete unter 25 Jahre werden in der 
JBA betreut. Für sie ist die Ausbildungssuche in der 
Regel noch komplizierter. 

Abgesehen von nicht verarbeiteten Traumata, ist 
oft die Wohnsituation noch nicht zufriedenstellend 
geklärt. Manche Ausbildungssuchende sind in einem 
Raum mit verschiedenen anderen Menschen anderer 
Herkunft untergebracht und es gibt weder Platz zum 
Lernen, noch eine gemeinsame Sprache, um sich zu­

Von Hoffnungen und Hindernissen
Die Jugendberufsagenturen unterstützen geflüchtete Jugendliche auf der Suche 
nach einem Ausbildungsplatz. 

Marion Strempel-Gangbo,  
Spezialistin für Geflüchtete und 

 Integrationsfachkraft bei der Jugend-
berufsagentur Tempelhof Schöneberg

Sadjo ist 21 Jahre alt 
und in der Westafri-
kanischen Republik 

Guinea Bissau geboren.  
Sadjo floh 2013 über Mad-
rid nach Deutschland, wo er 
seit 2014 in Berlin wohnt. 
Aktuell lebt Sadjo im Wed-
ding. Seit März 2016 arbei-
tet er im Projekt »Die Gärt-
nerei & Gartenschule«, wel-
ches auf dem Brachgelände 
des Jerusalem-Friedhofs in 
Neukölln angesiedelt ist. Hier 
lernt Sadjo Deutsch und Be-
rufskunde. Im Projekt fühlt 
er sich wohl. Perspektivisch 
möchte Serdja Fußballtrainer 
werden oder Sport studieren.
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Kinovorstellungen  
für Schulklassen sind 
möglich. Kostenloses 

Unterrichtsmaterial finden Sie 
auf der Website Ihrer 

GEW Berlin sowie 
auf der Filmwebsite.
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von Christiane Weißhoff

Die Bedeutung von Bildung und Erzie­
hung in den Kitas hat einen hohen 

Stellenwert und ist durch die Arbeit mit 
einem anspruchsvollen Bildungsprogramm 
gekennzeichnet. Sprachförderung, Bil­
dungsdokumentation, Entwicklungsgesprä­
che, Zusammenarbeit mit den Eltern, In­
klusion und Evaluation sind nur einige 
Stichworte, die zeigen, wie dynamisch 
sich das Arbeitsfeld entwickelt hat. Wäh­
rend ErzieherInnen sowie Leitungskräfte 
sich ständig weiter qualifizieren, gibt es 
bei den Arbeits­ und Einkommensbedin­
gungen gegenläufige Entwicklungen. Teil­
zeit prägt den Berufsstand und die Be­
zahlung von ErzieherInnen in Kitas bei 
freien Trägern weicht von der Bezahlung 
der KollegInnen im öffentlichen Dienst 
unangenehm ab – und dies bei einheitli­

nem kirchlichen Träger. Für Fachkräfte 
bei der Evangelischen Kirche Berlin­Bran­
denburg/Schlesische Oberlausitz gilt ein 
Tarifvertrag. Für die Fachkräfte bei katho­
lischen Trägern gelten die Arbeitsver­
tragsrichtlinien der Caritas für das Erz­
bistum Berlin. Sie haben ein Einkommen, 
das im Wesentlichen dem des öffentli­
chen Dienstes entspricht. 

Darüber hinaus haben die Gewerkschaf­
ten mit einer Reihe von freien Trägern 
Tarifverträge abgeschlossen. Das Niveau 
dieser tariflichen Regelungen liegt meist 
unter denen des öffentlichen Dienstes. 
Des Weiteren gibt es freie Träger, die Ent­
gelt gemäß TV­L Berlin zahlen. Einige tun 
dies in vollem Umfang und übernehmen 
auch zeitgleich die jeweiligen Tariferhö­
hungen. Andere verweigern die Jahres­
sonderzahlung oder gewähren sie nur als 
freiwillige Leistung. In zahlreichen Ar­
beitsverträgen finden sich Formulierun­
gen wie »in Anlehnung an TV­L«. In der 

chen Anforderungen an die fachliche 
Qualität. So kann es nicht weiter gehen.

Die Trägerlandschaft ist unübersichtlich

In Berlin gibt es 2.356 Tageseinrichtungen 
für Kinder, davon 293 in öffentlicher Trä­
ger schaft, dies entspricht 12,4 Prozent. 
Öffentliche Träger sind die fünf Kita­Ei­
genbetriebe mit 277 Einrichtungen, das 
Studentenwerk Berlin sowie das Pestaloz­
zi­Fröbel­Haus. Über 70 Prozent der Plät­
ze werden von freien Trägern angeboten. 
Die Trägerlandschaft im Land Berlin ist 
außerordentlich vielfältig. Dies spiegelt 
sich auch bei den Beschäftigungsverhält­
nissen der ErzieherInnen wider. Lediglich 
21,4 Prozent von ihnen arbeiten bei ei­
nem öffentlichen Träger und fallen somit 
unter das öffentliche Tarifrecht des Lan­
des Berlin (TV­L Berlin). Etwa zehn Pro­
zent der ErzieherInnen arbeiten bei ei­

SOZIALPÄDAGOGIK bbz | OKTOBER 2016

Tariflohn für alle
Um mehr als 20 Prozent können die Gehälter von ErzieherInnen bei freien Trägern unter  
denen von vergleichbar Beschäftigten aus dem öffentlichen Dienst liegen. Mit der Kampagne  
»Tariflohn für alle« will die GEW gegen Lohndumping mobilisieren. 
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Regel erhalten ErzieherInnen in diesen 
Fällen ein monatliches Entgelt, das mehr 
oder weniger stark vom TV­L Berlin ab­
weicht. Oftmals wird das Gehalt als Fest­
geld ohne vertraglich vereinbarte Gehalts­
entwicklungen gezahlt. Der größte Teil 
der ErzieherInnen bei diesen freien Trägern 
erhält somit ein Entgelt, das unter dem 
des TV­L Berlin liegt.

Das Geld kommt nicht beim  
Personal an

Alle Träger – ob öffentliche oder freie – 
werden in Berlin gleichermaßen ausfinan­
ziert. Die Grundlage ist die Rahmenver­
einbarung zur Finanzierung. Die Träger 
erhalten die Leistungen sowie Elternbei­
träge und müssen selbst einen sogenann­
ten Eigenanteil von sieben Prozent erbrin­
gen. Die Kostenpauschale, die der Träger 
für einen belegten Platz erhält, setzt sich 
zusammen aus Personal­ und Sachkosten. 
Doch es gibt keine Verpflichtung, diese 
zweckgebunden auszugeben. So können 
beispielsweise Finanzmittel für Personal 
auch für Sachmittel ausgegeben werden 
– und umgekehrt. Auch die in der Rah­
menvereinbarung festgelegten und vom 
Land gezahlten Tarifanpassungen, die 
sich an den Tarifabschlüssen der Länder 
(TV­L Berlin) orientieren, müssen die frei­
en Träger nicht an ihr Personal weiterge­
ben. Die öffentlichen Träger hingegen 
müssen die Tarifverträge, die für den öf­
fentlichen Dienst des Landes Berlin gel­
ten, einhalten. 

Dieses Finanzierungssystem ist nicht 
auskömmlich und geht zu Lasten der Er­
zieherInnen. Es begünstigt Teilzeitarbeit 
mit einer Quote von 51 Prozent und be­
fristete Arbeitsverhältnisse mit einer Quote 
von 12,5 Prozent. Außerdem ermöglicht 
es, die zur Verfügung gestellten – ohne­
hin knappen – Personalmittel für andere 
Dinge als für die Gehälter der ErzieherIn­
nen zu verwenden.

Gerecht geht anders

Alle ErzieherInnen in den Berliner Kitas 
arbeiten nach dem Berliner Bildungspro­
gramm. Sie leisten dieselbe Arbeit und 
müssen dieselben Qualitätsstandards er­
füllen. Dazu sind sie nach der Vereinba­
rung über die Qualitätsentwicklung in 
Berliner Kindertagesstätten (QVTAG) ver­
pflichtet. Ihre Einkommen können aber 
um 10, 20 und mehr Prozent unter denen 
vergleichbarer Beschäftigter des öffentli­

chen Dienstes liegen. Das ist nicht ge­
recht, denn das Land Berlin zahlt aus öf­
fentlichen Mitteln allen Trägern dieselben 
Personalkosten. Die Gesellschaft und die 
Eltern erwarten zu Recht eine qualitativ 
hochwertige frühkindliche Bildung und 
Erziehung. Die ErzieherInnen verlangen 
für ihre anspruchsvolle Arbeit eine ange­
messene Bezahlung. Die GEW BERLIN for­
dert, dass alle ErzieherInnen in Berliner 
Tageseinrichtungen ein Entgelt erhalten, 
das dem des öffentlichen Tarifrechts im 
Land Berlin entspricht.

Um das zu gewährleisten, fordert die 
GEW erstens: Alle Zuwendungsempfänger 
und Träger von Tageseinrichtungen für Kin­
der müssen gesetzlich verpflichtet werden, 
den Beschäftigten ein Entgelt zu zahlen, 
das dem des öffentlichen Tarifrechts im 
Land Berlin entspricht. Alternativ dazu 
können sie mit den Gewerkschaften einen 
eigenen Tarifvertrag abschließen. Der 
Nach weis entsprechender Entgeltzahlun­
gen ist die Voraussetzung für eine Finan­
zierung aus öffentlichen Mitteln. Zwei­
tens: Das Land Berlin muss durch eine 
entsprechende öffentliche Finanzierung 
gewährleisten, dass ein tarifliches Entgelt 
auf dem Niveau des TV­L gezahlt werden 
kann. Und drittens: Das Kita­Förderungs­
gesetz muss entsprechend dieser Grund­
sätze geändert und die Rahmenvereinba­
rung angepasst werden.

Mitmachen lohnt sich

Unter dem Motto »Tariflohn für alle« ru­
fen wir die Beschäftigten auf, sich in der 
GEW zu organisieren und aktiv zu wer­
den. Nur gemeinsam können wir die be­
rechtigten Forderungen der betroffenen 
Kolleginnen und Kollegen öffentlich ver­
treten und durchsetzen. Für die GEW 
steht dabei die Wertigkeit des ErzieherIn­
nenberufs im Mittelpunkt. Frühkindliche 
Bildung braucht engagierte und motivier­
te Fachkräfte, die sich den Herausforde­
rungen der Gegenwart und Zukunft stel­
len. Wenn bundesweit an alle Träger glei­
chermaßen hohe Anforderungen an Bil­
dung, Erziehung und Betreuung von 
Kindern gestellt werden, müssen auch 
die Einkommensbedingungen gleich sein. 
Mitmachen lohnt sich! 
Nähere Infos: www.gew.de/tariflohn-fuer-alle 
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Christiane Weißhoff, Leite-
rin des Vorstandsbereichs 

Kinder-, Jugendhilfe und 
Sozialarbeit in der GEW 
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von Canset İçpınar

Krieg, Armut und humanitäre Katastro­
phen haben Millionen Menschen zur 

Flucht nach Europa gezwungen. Die an­
fängliche euphorische Solidarisierung gro­
ßer Teile der Bevölkerung wurde gedämmt. 
Die sexuellen Übergriffe auf Frauen in der 
Kölner Silvesternacht und Angriffe von is­
lamistischen Terroristen schüren Ängste 
in der Gesellschaft. Das spielt vor allem 
RechtspopulistInnen in die Hände. Mit 
ihren Forderungen nach einem weißen, 
heterosexuellen und damit vermeintlich 
sicheren Europa drängen sie mit Macht in 
die Parlamente. 

Was macht den Erfolg einer Bewegung 
aus, die gegen Minderheiten agitiert und 
wichtige Errungenschaften der Geschlech­
teremanzipation und die sexuelle Selbst­
bestimmung in Frage stellt? Und was 
können wir als PädagogInnen und politi­
sche BildnerInnen dem Rechtspopulismus 
in der Schule entgegensetzen? Das sind 
essentielle Fragen, auf die das Themen­

onsmuster zu erkennen und diese selbst­
ständig zu hinterfragen. Zudem kann ein 
aktives Mitbestimmungsrecht ihr Demo­
kratie­Verständnis sowie ihr Selbstwert­
gefühl stärken. Außerdem wichtig: Kinder 
und Jugendliche müssen an der Schule 
die Möglichkeit erhalten, innerhalb eines 
geschützten Raums ihre eigene Meinung 
zu kommunizieren, beispielsweise bei 
einer Open­Space­Veranstaltung.

Leider weist die Institution Schule eine 
Reihe struktureller Defizite auf. Demokra­
tie­Erziehung ist kein Teil des Regelunter­
richts – personelle und zeitliche Ressour­
cen müssen meist hart erkämpft werden. 
Dabei ist es dringend notwendig, Raum 
und Zeit anzubieten, um innerhalb der 
Schule die notwendige Vertrauensatmo­
sphäre zu schaffen, der es bedarf, um po­
pu listischen StimmungsmacherInnen nicht 
das Feld der Emotionen zu überlassen. 

Popkultur Rechtspopulismus

Das Themenheft widmet sich darüber 
hin aus auch grundsätzlicheren Fragen. 

heft »Rechtspopulismus« Antworten gibt. 
Herausgegeben wird es von der Bundes­
koordination von Schule ohne Rassismus 
– Schule mit Courage in Kooperation mit 
der GEW.

Wissen ist Macht

Wie sollen SchülerInnen und Lehrkräfte pä­
dagogisch und nachhaltig gegen Rechts­
populismus vorgehen? Die 70seitige Bro­
schüre gibt wertvolle Tipps: Mit rationa­
len Argumenten, Faktenwissen oder an­
deren Instrumentarien des kognitiven 
Lernens allein ist dem Rechtspopulismus 
nicht beizukommen. Allerdings gibt es 
langjährig bewährte Methoden, auf die 
PädagogInnen zurückgreifen können: Die 
Vermittlung von Medien­ und Kommuni­
kationskompetenzen sowie die Möglich­
keit von Mitbestimmung im Schullalltag. 
Wenn junge Menschen lernen, Medien wie 
Bilder und Videos richtig zu deuten, eige­
ne Kommunikationskompetenzen zu er­
weitern und umfassend informiert wer­
den, haben sie die Chance Argumentati­

Den Rechten widersprechen
RechtspopulistInnen haben großen Auftrieb in Europa, in Deutschland und in Berlin.  
Es ist höchste Zeit, ihnen entgegen zu treten – auch in der Schule. Eine neue Publikation von 
»Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage« gibt dabei Hilfestellung.
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»Was ist links? Was ist rechts?« oder »Bin 
ich ein Nazi, wenn ich gegen mehr Ein­
wanderung bin?«. Was die AfD überhaupt 
ist und wofür sie steht wird ebenfalls be­
leuchtet. Die LeserInnen erhalten einen 
Überblick über die programmatische Aus­
richtung der jungen Partei. Die AutorIn­
nen arbeiten dabei auch die Besonderhei­
ten und Parallelen zwischen deutschen 
und anderen europäischen rechtspopulis­
tischen Gruppierungen heraus. 

Rechtspopulismus hat sich von seinem 
angestaubten Image der Springerstiefel 
und Glatzen längst befreit. Daher behan­
delt die Publikation auch popkulturelle 

chen, wofür das Netzwerk steht: Für das 
Engagement gegen jede Form der Diskri­
minierung und gegen Ideologien, welche 
die Ungleichwertigkeit von Menschen 
propagieren.  

Das Themenheft Rechtspopulismus kostet 4,95 Euro 
je Stück (ab 20 Ex. à 3,95 €) inklusive Versandkosten 
und ist im Courage-Shop zu bestellen unter http://
courageshop.schule-ohne-rassismus.org

Aspekte des Rechtspopulismus, am Bei­
spiel der »Identitären«. Diese Bewegung 
gehören primär junge AkademikerInnen 
und Studierende an, die statt Bomberja­
cke mit Hipsterhemd und Jutebeutel auf­
treten und auch in ihrem Musikge­
schmack nicht in klassische Neonazi­Ka­
tegorien einzuordnen sind. 

Die Bundeskoordination von Schule oh­
ne Rassismus – Schule mit Courage plä­
diert für eine sachliche, aber auch ent­
schiedene Auseinandersetzung mit dem 
Rechtspopulismus. Mit dem Themenheft 
möchte es die Courage­Schulen dabei un­
terstützen und zeitgleich deutlich ma­

von Klaudia Kachelrieß

Als Mitglied im Fachbeirat »Inklusive 
Schule in Berlin« bringt sich die GEW 

BERLIN stets mit Forderungen ein. Einige 
dieser Forderungen hat die Senatsverwal­
tung bereits aufgegriffen. So wurden im 
Februar 2015 zum Beispiel die Personal­
ressourcen für die sonderpädagogische 
Förderung in den Regelschulen deutlich 
angehoben und ebenso der erweiterte In­
klusionsbegriff eingeführt.

Inklusive Schwerpunktschulen

Schwerpunktschulen sind reguläre allge­
mein bildende Schulen, die aufgrund ih­
rer individuell entwickelten inklusiven 
pädagogischen Konzepte in der Lage 
sind, SchülerInnen mit Förderbedarfen auf­
zunehmen und adäquat zu fördern. Ab 
diesem Schuljahr gibt es berlinweit sechs 
Inklusive Schwerpunktschulen für die 
sonderpädagogischen Förderbedarfe »Kör­
perliche und motorische Entwicklung«, 
»Sehen«, »Hören und Kommunikation«, 
»Geistige Entwicklung« und »Autismus«: 
Grundschule am Barbarossaplatz, Grund­
schule am Rüdesheimer Platz, Gemein­
schaftsschule Paul­und­Charlotte­ Kniese­
Schule, Charlotte­Salomon­Grundschule, 
Schule am Königstor und Schule am 
Grüngürtel. 

erhalten. Dreiviertel der SchülerInnen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf ha­
ben einen Förderbedarf in den Bereichen 
LES. Auf die aufwendigen sonderpädago­
gischen Feststellungsverfahren als Grund­
lage für die Bewilligung von zusätzlichem 
Personal kann dann zukünftig verzichtet 
werden.

Geplant ist, dass die Schulen pauschale 
Ressourcen auf Basis der LES­Förderquote 
des Jahres 2015 und der Quote der lern­
mittelbefreiten SchülerInnen bekommen. 
Die Schulen sollen 2,5 Stunden pro errech­
ne ter SchülerIn erhalten. Diese Art der Res­
sourcenzuweisung erfolgt zuerst für die 
dritten Jahrgänge und wächst dann mit 
hoch. Für die weiterführenden Schulen be­
ginnt dies im Jahr 2021/22. Für die rest­
lichen Förderschwerpunkte erfolgt die Res­
sourcensteuerung weiterhin über die An­
erkennung der individuellen Förderbedar fe. 
Dem Versprechen der Senatsbil dungs ver­
waltung gemäß soll keine Schule weniger 
Stunden für die sonder pädagogische För­
derung erhalten als vorher. Die GEW BER­
LIN fordert 3,5 Stunden pro errechneter 
SchülerIn für die Förderung.  

Mehr Infos auf unserer Website unter: 
www.gew-berlin.de/403.php

Insgesamt ist geplant, in den nächsten 
Jahren drei Schwerpunktschulen pro Be­
zirk einzurichten. Aus Sicht der GEW BER­
LIN ist dies zunächst nur eine Übergangs­
lösung und entbindet den Senat nicht 
von der Zielsetzung, dass für jedes Kind, 
jede Schule in seiner Nähe, eine inklusive 
Schule werden muss. 

Schulpsychologische und inklusions­
pädagogische Beratunszentren 

Die etwas sperrige Bezeichnung steht für 
ein sinnvolles zentrales Angebot von Be­
ratung und Unterstützung durch entspre­
chende Fachkräfte. Davon gibt es nun 
eines je Bezirk. Das Angebot der SIBUZ 
richtet sich an Eltern, SchülerInnen, Lehr­
kräfte, sowie an sozialpädagogische Fach­
kräfte und Schulleitungen. So gibt es zum 
einen einzelfallbezogene Beratung und 
Unterstützung, zum anderen berät das 
SIBUZ die Schulen bei strukturellen Frage­
stellungen und bei der inklusiven Schul­
entwicklung. 

Verlässliche Grundausstattung LES

Ab dem Schuljahr 2017/18 soll mit der 
verlässlichen pauschalen Grundausstat­
tung der Schulen begonnen werden. Für 
die Förderbereiche Lernen, Sprache und 
emotionale­soziale Entwicklung (LES) sol­
len die Schulen pauschale Ressourcen 

Klaudia Kachelrieß,  
Referentin im Vorstands-

bereich Schule in der GEW 
BERLIN

Canset İçpınar, Referentin 
für Kommunikation bei 

Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage

Inklusive Schule – der aktuelle Stand
Zum neuen Schuljahr wurden einige Empfehlungen des Beirats »Inklusive Schule in Berlin« 
umgesetzt. Die Neuerungen im Überblick.
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von Ansgar Klinger

Fast 900.000 Lehrerinnen und Lehrer 
arbeiten an den öffentlichen und pri­

vaten Schulen in Deutschland. Ihnen zu 
danken und ihre Arbeit zu würdigen, ist 
Aufgabe des Weltlehrertages, der seit 1994 
jeweils am 5. Oktober rund um den Glo­
bus begangen wird. Die weltweite Würdi­
gung des Lehrerberufs beruht auf einem 
Beschluss der UNESCO, der Internationa­
len Arbeitsorganisation und der Bildungs­
internationalen im Gedenken an die 1964 
angenommene »Charta zum Status der 
Lehrerinnen und Lehrer«. Seitdem wird 
nun jedes Jahr dazu aufgerufen, mit Ver­
anstaltungen und Aktionen zum Weltleh­
rertag auf die besondere Bedeutung des 
LehrerInnenberufs für die individuelle 
und gesellschaftliche Entwicklung hinzu­
weisen und den Lehrkräften die notwen­
dige Unterstützung zukommen zu lassen. 

Die GEW fordert bessere Arbeits­
bedingungen für Honorarlehrkäfte

In diesem Jahr lautet das Motto »Valuing 
Teachers, Improving their Status«. Als 
Mitgliedsgewerkschaft der Bildungsinter­
nationalen beteiligt sich die GEW regel­
mäßig am Weltlehrertag und den Aktivi­
täten rund um den 5. Oktober. Schon im 
Jahr 2012 stellte die GEW fest, dass sich 
über 125.000 Honorarlehrkräfte in prekä­
ren Arbeitsverhältnissen befinden, diese 
Anzahl hat sich bis heute deutlich erhöht. 
Deshalb ist es für die GEW auch ein beson­
deres Anliegen, darauf aufmerksam zu 
machen, dass neben den Lehrerinnen und 
Lehrern an allgemein­ und berufsbilden­
den Schulen eine große Gruppe von Lehr­
kräften in Bildungseinrichtungen außer­
halb der Schulpflicht zu oft äußerst pro­
blematischen Bedingungen arbeitet. Hier­
zu gehören die knapp 700.000 Beschäf­
tigten im Weiterbildungssektor. Fast 60 
Prozent des bei den 22.000 Bildungsträ­
gern eingesetzten Personals, also unge­
fähr 400.000 Personen, sind heute Hono­
rarlehrkräfte. An den Volkshochschulen 
beträgt ihr Anteil sogar fast 90 Prozent. 

Arbeitsverhältnissen sind die Bereiche 
Deutsch als Zweit­ und Fremdsprache so­
wie die Integrationskurse. Dort sind drei 
von vier »FreiberuflerInnen« einkom­
mensprekär beschäftigt. Auch das renom­
mierte Goethe­Institut unterhält bei­
spielsweise 13 Einrichtungen im Inland, 
die insbesondere Kurse in »Deutsch als 
Fremdsprache« anbieten. Vier von fünf 
Kursen werden dort von Honorarlehrkräf­
ten bestritten. Der mittlere Lohn der 
hauptberuflichen Honorarkräfte in der 
öffentlich finanzierten allgemeinen Wei­
terbildung, beispielsweise in den im Auf­
trag des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge durchgeführten Integrations­
kursen, liegt zwischen 1.250 und 1.750 
Euro. Trotz einer akademischen Qualifi­
kation als Voraussetzung liegt der Lohn 
im einkommensschwachen Bereich!

Auch an den Unis Handlungsbedarf

Ähnlich betroffen sind die Lehrbeauftrag­
ten an Hochschulen, deren Zahl sich seit 
2002 auf fast 100.000 verdoppelt hat. In 
vielen Fällen bestreiten diese Personen 
ihren Lebensunterhalt hauptberuflich aus 
den Lehraufträgen mit allen daraus resul­
tierenden Problemen.

Die beschriebene Lage verdeutlicht ei­
nen dringenden Handlungsbedarf der 
politischen AkteurInnen. Die Lage der 
Lehrkräfte auch außerhalb der Schul­
pflicht muss entsprechend dem Motto 
des Weltlehrertages verbessert werden, 
denn auch sie leisten bedeutsame Beiträ­
ge für die individuelle und gesellschaftli­
che Entwicklung. Die GEW hat mit ihrer 
Strategie »Gute Arbeit in der Weiterbil­
dung« eine richtungsweisende Entschei­
dung getroffen. Nun muss die öffentliche 
Hand als Auftraggeberin und Finanzier 
sicherstellen, dass das Bildungspersonal 
mit dem öffentlichen Dienst vergleichba­
re Beschäftigungsbedingungen erhält. 

Honorarlehrkräfte müssen ihre soziale 
Absicherung selbst bestreiten. Ihnen feh­
len neben einer Be schäf tigungs sicher heit 
auch das Recht auf Entlohnung im Krank­
heitsfall und das Recht auf bezahlten Ur­
laub. Etwa 80 Prozent der hauptberufli­
chen Honorarkräfte sind Frauen.

Besonders betroffen von prekarisierten 

Ansgar Klinger, Mitglied im 
Geschäftsführenden Vor-

stand der GEW

Nicht alle haben Grund zum Feiern
Am 5. Oktober ist Weltlehrertag. Dieses Jahr stehen Aktionen für Honorarlehrkräfte  
im Fokus, denn diese leben oft prekär.

PROTEST IM HERZEN DER POLITIK

Mit einer Protestaktion vor dem Branden-
bur ger Tor und dem Bundeskanzleramt 
haben die Berliner Honorarlehrkräfte am 
5. Oktober auf ihre prekäre Lage auf-
merksam gemacht. Mit der Aktion wollen 
die HonorardozentInnen deutlich machen, 
dass sie nicht länger wie Lehrkräfte 
zweiter Klasse behandelt werden wol-
len. »Unsere gemeinsamen Ziele schlie-
ßen an international vereinbarte Grund-
sätze zum Schutz von LehrerInnen an. 
Wir fordern die Erfüllung der UNESCO- 
Standards. Diese sehen vor, dass alle 
LehrerInnen die gleiche oder eine gleich-
wertige soziale Absicherung genießen, 
unabhängig von der Art der Schulen bzw. 
der Kurse, in denen sie unterrichten«, 
heißt es im Aufruf zu der Demonstrati-
on, die nach Redaktionsschluss stattge-
funden hat. 
Mehr Informationen auf unserer Website 
unter www.gew-berlin.de
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von Tamara Gerth, Peter Dederer und  
Michael Rau

Die berufsbildenden Schulen müssen 
junge Menschen für einen Arbeits­ 

und Ausbildungsmarkt vorbereiten, der 
durch zunehmende Digitalisierung ge­
prägt ist und von ihnen verlangt, sich 
häufiger und schneller mit neuen Infor­
mations­ und Kommunikationstechnolo­
gien auseinanderzusetzen. Viele ehema­
lige Inhalte des Informatikunterrichts 
sind zu einer allgegenwärtigen Kultur­
technik von Jugendlichen und Heran­
wachsenden geworden. Einen nicht zu 
unterschätzenden Beitrag dazu hat zu­
letzt die Verbreitung von Smartphones 
bewirkt. Hier müsste die Schule zumin­
dest technisch mithalten, um den Schüle­
rInnen eine zeitgemäße Ausstattung und 
entsprechende Lernangebote unterbrei­
ten zu können. Ein großer Teil der Schü­
lerInnenschaft ist jedoch inzwischen mit 
moderneren Smartphones und Tablets 
ausgestattet, als die in den Schulen vor­
handenen PCs und Netzwerke.

Kein Konzept, kein Budget,  
keine Fortbildungen

Der Umgang mit Computern und ver­
schiedener Software ist für viele selbst­
verständlich. Sinnvoll wäre es, dieses 

sacht Unmut bei den SchülerInnen und 
Zusatzarbeit bei den Lehrkräften. Als Kol­
legInnen, die auch fachlich in diesem Be­
reich arbeiten, sehen wir außerdem einen 
großen Fortbildungsbedarf. Leider sucht 
man regionale Fortbildungsangebote ver­
geblich.

Genug geklagt 

Was wollen wir und wo können wir aktiv 
werden? Im kommenden Jahr wird der 
Doppelhaushalt 2018/19 beraten und 
verabschiedet. Vorher findet in den ein­
zelnen Senatsverwaltungen die Dienst­
kräfteanmeldung statt, das heißt die An­
passung des Stellenplans an aktuelle Be­
dürfnisse. Wir fordern mindestens eine 
Stelle pro Schule für die Verwaltung der 
PCs und der Netzwerke in den Schulen. 
Ebenfalls im Haushalt sollten realistische 
Budgets für die IT­Infrastruktur auftau­
chen. Um die 250 PC­Arbeitsplätze ange­
messen auszustatten, wären über 60.000 
Euro jährlich notwendig. Dabei sind spe­
zielle Software und spezielle Geräte noch 
nicht berücksichtigt. 

Was die Frage der fachspezifischen 
Fortbildung betrifft, gibt es in vielen Kol­
legien interessante Projekte, die auf tech­
nisch aktuellem Stand stattfinden. Dort 
gibt es sicher auch die Bereitschaft, ande­
re Schulen teilhaben zu lassen. Diese be­
stehenden Projekte müssen aufgegriffen 
und für die Fortbildung genutzt werden. 
Die Koordination und Organisation dieser 
Fortbildungen muss die Senatsverwal­
tung übernehmen. Wir wollen die Kolle­
gInnen aufrufen, sich mit uns zu vernet­
zen, damit wir einen fachlichen Aus­
tausch und eine starke Interessenvertre­
tung initiieren können. 

Bei Interesse bitte per E-Mail an dederer@gmx.de 
oder tamara.gerth@senbjw.berlin.de oder michael.
rau@aloberlin.de wenden.

Vorwissen aufzugreifen und Handy­ und 
App­Programmierung oder das Arbeiten 
mit Mikroprozessoren in den Lehrplan 
aufzunehmen. Erste Versuche dieser Art 
wurden im Projekt »iMINT« unternom­
men (ein Projekt der Senatsverwaltung 
für die Gestaltung der naturwissenschaft­
lichen Fächer). Es gibt eine Menge Schu­
len, die mit viel Engagement versuchen 
mit den neuen Technologien im Unter­
richt zu arbeiten. Dabei fehlt es grund­
sätzlich an einer angemessenen IT­Infra­
struktur und der Unterstützung durch 
die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Wissenschaft. 

Die Einrichtung und Wartung der unter­
schiedlichen Geräte, wie Server, Arbeits­
platzcomputer, Netzwerkkomponenten, 
Beamer, Smartboards und andere, erfor­
dert eine Systemverwaltung. Dafür hat 
die Senatsverwaltung kein Konzept. In 
den 2000er Jahren gab es einmal 6 Stel­
len für die rund 50 Schulen. Das war 
schon damals zu wenig. Davon sind bis 
heute nur zwei Stellen übrig geblieben. 
Um den Wartungsbedarf trotzdem abzu­
decken, werden an einigen Schulen Stel­
len aus dem Bereich Labortechnik umge­
wandelt oder individuelle Notlösungen 
auf Schulebene entwickelt. Aufgrund ei­
nes fehlenden Budgets ist die bestehende 
Technik an den berufsbildenden Schulen 
häufig veraltet und bis zu sieben Jahre in 
Betrieb. Dabei müssten die Geräte auf­
grund der intensiven Nutzung nach drei 
Jahren ausgetauscht werden. Das verur­
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Tamara Gerth, Peter Dederer und  
Michael Rau sind Mitglieder des  

Personalrats der zentral verwalteten und 
berufsbildenden Schulen

Computer aus der Steinzeit
An den berufsbildenden Schulen sind veraltete Computer im Einsatz, die für viel Frust bei Lehr­
kräften und SchülerInnen sorgen. Engagierte KollegInnen fordern eine zeitgemäße Ausstattung.
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von Kien Nghi Ha

In vielen Ländern wächst eine neue Ge­
neration von Studierenden heran, die 

sich im Kampf gegen soziale Ungerech­
tigkeit und Rassismus auch gegen struk­
turelle Missstände an ihren Universitäten 
engagiert. Im Unterschied zu früheren 
Generationen steht heute die Dekolonia­
lisierung der Universität und die gleich­
berechtigte Teilhabe von People of Color 
(PoC) im Zentrum des global vernetzten 
studentischen Aktivismus. So hat bei­
spielsweise die von südafrikanischen 
Universitäten ausgehende »Rhodes must 
fall«­Bewegung inzwischen auch Oxford 
und Berkeley erreicht. Die Protestbewe­

minierungen im Hochschulalltag. Jedoch 
zeigt sich im internationalen Vergleich, 
dass Deutschland erst am Anfang einer 
längeren Entwicklung steht. Dekoloniale 
Perspektiven werden hierzulande bisher 
kaum diskutiert.

Leuchttürme struktureller 
Diskriminierung

Universitäten gelten hierzulande noch als 
Orte der Aufklärung und der interkultu­
rellen Weltoffenheit par excellence. Uni­
versitäten gelten als Leuchttürme des 
Wissens, aber nicht als rassistische Prob­
lemzonen. In diesem gesellschaftlich über­
aus wirksamen Selbstbild erscheint die 
Universität als mustergültiges Vorbild für 

gung fordert vehement die Abschaffung 
kolonialer Denkmäler und rassistischer 
Hierarchien im eurozentristisch gepräg­
ten Bildungssystem. Zudem wurde in den 
Niederlanden eine sogenannte »Universi­
ty of Colour« ins Leben gerufen, die sich 
mit der Forderung »Decolonising the Uni­
versity« und Fragen wie »Why isn't my 
professor black?« oder »Why is my curri­
culum white?« auseinandersetzt. Auch an 
vielen britischen Universitäten rücken 
diese Fragestellungen zunehmend ins 
Zentrum. Langsam bewegt sich auch in 
Deutschland etwas: Ende 2015 lösen eini­
ge PoC­Hochschulgruppen mit der Twit­
ter Hashtag­Kampagne #CampusRassis­
mus in den sozialen Medien wie in der 
Presse einen Wirbel aus und lenken den 
Blick auf das Thema rassistische Diskri­

OKTOBER 2016 | bbz HOCHSCHULE

Rassismus im Hörsaal – Ohren auf!
Hochschulen gelten als Ort interkultureller Weltoffenheit. Zu Unrecht. Es ist an der Zeit, 
Rassismus als Realität an deutschen Universitäten anzuerkennen und die vorherrschende 
Alltagspraxis aufzubrechen.

Die »Rhodes must fall«­Bewegung nahm ihren Ursprung in Südafrika und etablierte sich auch an der britischen Universität Oxford. Sie fordert 
die Abschaffung kolonialer Denkmäler und rassistischer Hierarchien im Bildungssystem.  FOTO: IMAGO / ZUMA PRESS
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die gelingende Integration von internati­
onaler Arbeitsmigration und kultureller 
Diversität in der modernen Einwande­
rungsgesellschaft. Dieses Leitbild wirkt 
umso verlockender, da die Universität 
nicht nur Bildungs­ und Arbeitsstätte ist, 
sondern auch vorgibt, individuelle Chan­
cengleichheit mit der demokratischen 
Repräsentation von Vielfalt zu verbinden.

Die erste länderübergreifende PISA­Stu­
die 2001 hat bewiesen, dass Menschen 
mit Migrationshintergrund im deutschen 
Bildungssystem geringere Chancen ha­
ben. Bisher konzentriert sich die Debatte 
aber ausschließlich auf den Schulbereich. 
Exklusion und Diskriminierung in Hoch­
schulen wurde kaum wahrgenommen. An­
gesichts der herausragenden gesellschaft­
lichen, kulturellen und sozio­ökonomi­
schen Bedeutung der Universitäten ist 
diese Sorglosigkeit erstaunlich. Verschärft 
wird die Bildungskrise durch strukturelle 
Diskriminierungen auf dem Arbeitsmarkt. 
Wie die erste internationale Integrations­
studie der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
von 2012 zeigt, schützt auch akademi­
sche Bildung nicht vor Diskriminierung. 
So sind gerade hochqualifizierte Migran­
tInnen dem Risiko ausgesetzt keine aus­
bildungsadäquate Arbeit zu finden. 

Für deutsche Universitäten treffen bei­
de Problembereiche zu: Je höher wir in 
der akademischen Hierarchie aufblicken, 
desto weniger Forschende of Color sind 
zu entdecken, die institutionell gesichert 
arbeiten. Aber das ist nur ein Aspekt. Das 
Problemspektrum ist viel breiter und be­
schränkt sich nicht nur auf vordergrün­
dige Fragen des Zugangs zur Hochschul­
bildung und der Personalpolitik. 

Forschungsdefizite reflektieren 
gesellschaftliche Machtverhältnisse

Obwohl bekannt ist, dass rassistische 
Diskriminierungen gesellschaftliche Ver­
hältnisse prägen, werden sie kaum als 
immanenter Teil der Hochschulen ge­
dacht und erforscht. Die wenigen vorhan­
denen Studien zeigen, dass diese Phäno­
mene keine Einzelfälle, sondern weit 
verbreitet sind. Eine Umfrage an der 
Christian­Albrechts­Universität zu Kiel 
zeigte, dass jeder sechste Studierende 
über Diskriminierungserfahrungen ver­
fügt. Ausschlaggebend war in etwa der 
Hälfte der Fälle die Kategorie »ethnische 
Herkunft«. Eine ähnliche Umfrage an der 
Universität Osnabrück kam ein Jahr spä­
ter zu dem Ergebnis, dass 80 Prozent der 

universitären Hierarchie hinaufblicken. 
Und drittens untergräbt kulturelle Diver­
sität nicht zwangsläufig soziale Privilegi­
en. 

Weiße Wissensfabriken in der pluralen 
Einwanderungsgesellschaft

Der Ausschluss von gesellschaftlich dis­
kriminierten Gruppen aus der Wissens­
produktion wirft in Folge der gegenseiti­
gen Abhängigkeit von Wissen und Macht 
epistemologische, wissenschaftstheoreti­
sche und letztlich auch demokratische 
Legitimierungsprobleme auf. Das univer­
sitär fabrizierte Wissen kreiert und deu­
tet gesellschaftliche Zusammenhänge, 
sodass diese Wissensfabriken über die 
Uni hinaus wirkungsmächtige Leitbilder 
für die Gesellschaft entwerfen. So sind 
Wissenschaftsdiskurse mit ihren ihnen 
zugesprochenen Expertisen maßgeblich 
daran beteiligt, gesellschaftliche Zugehö­
rigkeit zu definieren. 

Akademische Artikulationen wie der 
gesamte Prozess der Wissensproduktion 
sind nie objektiv und neutral, sondern 
stehen in einer Abhängigkeit zu gesell­
schaftlichen Dominanz­ und Marginalisie­
rungsprozessen. Wissenschaft ist eine 
institutionelle Machtform, die an der Her­
stellung von gesellschaftlichen Privilegi­
en und Exklusionen beteiligt ist. Vor die­
sem Hintergrund ist es wichtig die epis­
temologischen Annahmen und gesell­
schaftspolitischen Voraussetzungen der 
Wissensproduktion sichtbar zu machen 
und zu hinterfragen. Auf der anderen Seite 
ist es wichtig, Strategien, Konzepte und 
Strukturen für eine demokratische Wis­
sensproduktion zu entwickeln, die sich für 
Selbstbestimmung, Gleichstellung und 
Solidarität einsetzt. 

Im Oktober 2016 gibt Kien Nghi Ha in Kooperation 
mit Mekonnen Mesghena für die Heinrich-Böll-Stif-
tung das Dossier »Geschlossene Gesellschaft? Exklu-
sion und rassistische Diskriminierung an deutschen 
Universitäten« heraus.
Den Link zur Studie der zivilgesellschaftlichen Initiati-
ve »Vielfalt entscheidet – Diversity in Leadership« fin-
det ihr in der Online-Version dieses Artikels auf www.
gew-berlin.de/bbz

Befragten antimuslimische und 40 Pro­
zent antisemitische Einstellungen zeigen. 
Leider wurden weder der wissenschaftli­
che Mittelbau noch ProfessorInnen in die 
Studie einbezogen, obwohl diese Grup­
pen als EntscheidungsträgerInnen weit­
aus größere Machtbefugnisse und Ein­
flussmöglichkeiten haben. 

Eine weitergehende systematische und 
flächendeckende Erforschung ist uner­
lässlich. Zu klären ist auch, warum das 
Thema »Exklusion und rassistische Dis­
kriminierung an deutschen Universitä­
ten« bislang kaum beachtet wurde. Die 
naheliegende Hypothese: Privilegierte 
aus der Weißen Mehrheitsgesellschaft 
profitieren bisher gewollt oder ungewollt 
von diesen Benachteiligungen und zeigen 
daher kein Interesse an einer differen­
zierten Wahrnehmung oder Problembear­
beitung. Die starken Forschungsdefizite 
hängen auch damit zusammen, dass die 
kritische Kolonialismus­ und Rassis­
mus­Forschung in Deutschland keine lan­
ge Tradierung und keine nennenswerte 
Lobby in der Wissenschaftspolitik wie in 
der Zivilgesellschaft hat. 

Indizien über die Größenordnung der 
gesellschaftlichen und institutionellen 
Benachteiligung liefert eine Studie der 
zivilgesellschaftlichen Initiative »Vielfalt 
entscheidet – Diversity in Leadership«. 
Sie untersuchte 2014 die kulturelle Viel­
falt in 250 Berliner Stiftungen und zeigte 
auf, dass in ihren Führungspositionen 
nicht einmal zehn Prozent einen Migrati­
onshintergrund haben. Lediglich ein Pro­
zent sind Menschen of Color. Noch dras­
tischer ist die Situation in den 30 größten 
deutschen Stiftungen im öffentlichen und 
privaten Bereich: Dort sinkt der Anteil 
der Führungskräfte auf drei Prozent. Der 
Anteil der People of Color fällt sogar un­
ter ein Prozent. Dabei engagiert sich ein 
Großteil dieser Organisationen parado­
xerweise für kulturelle Bildung für Be­
nachteiligte und Inklusion. Zum Ver­
gleich: In Berlin haben 26 Prozent der 
Bevölkerung einen Migrationshinter­
grund, bundesweit sind es 20 Prozent. 

Die Strukturprobleme werden gegen­
wärtig durch die kulturelle Vielfalt infol­
ge der zunehmenden Internationalisie­
rung der Hochschule übertüncht. Dabei 
wird folgendes übersehen: Erstens: 
Transnationale Bildungs­ und Arbeits­
migration der ersten Generation sind 
nicht mit Gleichberechtigung für hier so­
zialisierte BildungsinländerInnen der Fol­
gegenerationen zu verwechseln. Zweitens 
lässt die soziale und kulturelle Durchläs­
sigkeit stark nach, je höher wir in der 
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Kien Nghi Ha, Buchautor 
und Politologe mit den 

Schwerpunkten Einwande-
rungsdiskurs, Kulturpolitik 

und Rassismus
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von Manuel Brümmer

Im Jahr 2015 wurde von gewerkschaft­
lich organisierten Studierenden eine 

Initiative gegründet, die das Ziel verfolgt 
einen neuen Tarifvertrag für studentische 
Beschäftigte auszuhandeln. Das Sommer­
semester 2016 begann mit der Präsenta­
tion einer Umfrage, die unter rund 2.000 
studentischen Beschäftigten der Berliner 
Hochschulen durchgeführt wurde. Die 
Ergebnisse sprechen für sich: Die Anhe­
bung der Vergütung hat für die meisten 
studentischen Beschäftigten höchste Pri­
orität. Aber auch die Ankopplung der Ver­
gütung an die Entwicklung des Tarifver­
trages der Länder (TV­L) ist für viele wich­
tig, da das Einkommen mittlerweile nur 
noch etwas über die Hälfte des Lebensun­
terhalts deckt. Rund 1.000 der Befragten 
können sich außerdem vorstellen, Mit­
glied von GEW oder ver.di zu werden. 
Aber auch bei den ArbeitgeberInnen stie­
ßen die Ergebnisse der Umfrage auf viel 
Interesse. 

Viel Hilfe war gefragt

Die Umfrage war auch Startpunkt für eine 
neue Organisationskampagne. Ziel ist es, 
die Durchsetzungsfähigkeit der Initiative 
weiter zu erhöhen und möglichst viele 
studentische Beschäftigte in den Prozess 
zu integrieren. Dafür haben Mitglieder der 
Tarif­Initiative unzählige Beschäftigte an 
ihren Arbeitsplätzen besucht. Das war 
eine sehr zeitaufwändige Angelegenheit. 
Zum Glück halfen viele KollegInnen Infos 
in die Postkörbe zu legen oder E­Mails 
der Initiative weiterzuleiten. Durch die 
Kampagne konnten mittlerweile über 300 
neue Mitglieder in den Gewerkschaften 
begrüßt werden, wodurch die TVstud­Ini­
tiative dem neuen Tarifvertrag einen gro­
ßen Schritt nähergekommen ist. Denn nur 
eine breite und aktive Basis kann sicher­
stellen, dass die Initiative sich gegen die 
VerhandlungspartnerInnen durchsetzen 
kann. Die Hauptforderung wird sein, kei­
nen weiteren Reallohnverlust zuzulassen. 
Denn 15 Jahre ohne Lohnsteigerung be­
deuten durch Inflation und Preissteige­

profitieren. Mit gezielten Treffen für neue 
Mitglieder sollen die KollegInnen in den 
Organisationsprozess eingebunden wer­
den. Ziel ist eine Verbreiterung der Basis, 
um den Forderungen größeren Nach­
druck zu verleihen. Maßnahmen, wie et­
wa die Bürobesuche, sollen dafür fortge­
führt werden, denn ohne weitere Unter­
stützung und Mithilfe in der Organisation 
wird das Ziel, einen verbesserten Tarif­
vertrag auszuhandeln, nicht zu bewälti­
gen sein.

Auch in anderen Bundesländern setzen 
sich studentische Beschäftigte für eine Ver­
besserung ihrer Arbeitssituation ein. In 
Thüringen etwa findet momentan eine 
Umfrage unter den studentischen Beschäf­
tigten nach dem Berliner Modell statt. In 
Frankfurt gab es sogar schon Warn­
streiks. Im August haben sich die unter­
schiedlichen Initiativen bei einem Treffen 
in Hannover bundesländerübergreifend 
vernetzt. Es bleibt abzuwarten, wie und 
ob sich diese Kooperationen auf den Ver­
lauf der Verhandlungen auswirken. 

Mehr Informationen zur Tarifinitiative findest du unter: 
www.tvstud.de oder www.facebook.com/tvstud.berlin.

rungen, zum Beispiel der Mietpreise, real 
mindestens 20 Prozent Lohnverlust bei 
gleicher Arbeit. Auch die (erneute) Anbin­
dung an die Lohnsteigerungen des TV­L 
wird eine der Forderungen sein. Neben 
weiteren finanziellen Anliegen ist die 
Dauer der Arbeitsverhältnisse ein wichti­
ger Punkt. Ziel ist es hierbei, die zuneh­
mende Tendenz, Kurzzeitverträge abzu­
schließen, einzudämmen. So sollen auch 
studentischen Beschäftigten sichere Be­
schäftigungsperspektiven ermöglicht 
werden.

Notwendig ist eine breite  
und vernetzte Basis

Selbst die Hochschulen erkennen mittler­
weile einen Handlungsbedarf. Mehrere 
Gremien haben mittlerweile die Präsidien 
aufgefordert, die Situation der studenti­
schen Beschäftigten zu verbessern. An 
vielen Universitäten müssen Ausschrei­
bungen mehrmals verlängert werden, da 
die BewerberInnen ausbleiben. Die TU hat 
beispielsweise ihre Fachgebiete kürzlich 
darauf hingewiesen, dass laut Vertrag in 
begründeten Fällen Zulagengewährung 
und erhöhter Stundenlohn eingesetzt 
werden können, um den Personalbedarf 
zu decken. Die Tarifinitiative setzt sich 
allerdings für eine Lösung ein, die auf 
solche Hintertüren verzichten kann und 
von der alle studentischen Beschäftigten 
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Mit Rückenwind in die weiteren Verhandlungen
Eine Initiative studentischer Beschäftigter an Berliner Hochschulen setzt sich für einen neuen 
Tarifvertrag ein und erhält dabei Zuspruch und Unterstützung durch die Beschäftigten.

Die Fahrraddemo am 17. Mai war eine von zahlreichen Aktionen der studentischen Be­
schäftigten in diesem Jahr.  FOTO: CHRISTIAN VON POLENTZ/TRANSITFOTO.DE
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von Ryan Plocher

Jeden Montag versammeln sich nach 
wie vor Zwei­ bis Dreitausend Rechts­

populistInnen in der Dresdener Innen­
stadt, und das seit eineinhalb Jahren. Die 
GegendemonstrantInnen berichten von 
Frust und fehlender Unterstützung von 
Polizei und Stadtverwaltung, so David 
Jugel, stellvertretender Vorsitzender des 
GEW­Landesverbandes Sachsen. Zuneh­
mend werde die rechte Unterwanderung 
der städtischen Infrastruktur klar. Man 
möge lieber für eine Sache und nicht oh­
ne Erfolg gegen etwas regelmäßig de­
monstrieren, so Jugel. Jedoch kämpfe die 
GEW Dresden weiter.

Für Aufklärung und politische Bildung 
tritt die GEW Dresden von Anfang an ein. 
Es wurde früh eine Veranstaltung zum 
Thema Zivilcourage und Geflüchtete or­
ganisiert, woraus die AG und später das 
Referat »Migration, Antidiskriminierung 
und Internationales« entstanden ist. Die 
GEW Dresden organisierte früh Fachta­
gungen in Sachsen zu Perspektiven von 
Geflüchteten in Schulen. Darüber hinaus 
wurde versucht, die reale Situation von 
Geflüchteten in Bildungseinrichtungen zu 
beschreiben, sowie Interviews mit Mit­
gliedern geführt, um den Unterschied 

deutige Positionierung gegen PEGIDA 
häufig gelobt würde, denn die großen 
Institutionen Dresdens wie etwa Kirchen, 
Parteien und Stadtverwaltung hätten zu 
lange gezögert. Die Großdemonstration 
»Für ein besseres Miteinander« am 28. 
Februar 2015 organisierte die GEW Dres­
den mit. Andere Institutionen haben sich 
da noch zurückgehalten.

Gemeinsam Stellung beziehen

Diese Zurückhaltung ist für Jugel ein 
Grund für die Verstetigung PEGIDAs ge­
wesen. Man schaue nach Leipzig, wo der 
Bürgermeister früh die Gegendemonstra­
tionen angeführt hat. Dem Rechtspopu­
lismus sei zu lange stillschweigend zuge­
stimmt worden. In Berlin solle man sich 
nicht spalten lassen, denn dies sei der 
Fehler Dresdens. Die Kirchen, Antifas und 
Gewerkschaften kamen zu langsam zu­
sammen. In Leipzig erfuhren die Rechten 
sofort Widerstand durch die gesamte Zi­
vilgesellschaft.

Der Rechtsruck ist aber auch zu einem 
Problem innerhalb der Gewerkschaften 
geworden. Laut einer Befragung wählten 
Gewerkschaftsmitglieder bei den Land­
tagswahlen im März die AfD in gleichem 
Maße wie die Gesamtbevölkerung – ein 
Schock für viele aktive GewerkschafterIn­

zwischen dem Ist­ und Soll­Zustand fest­
zustellen. Weiter wurden Projekte wie 
zum Beispiel »Fakten statt Populismus« 
auf Landesebene und im DGB ins Leben 
gerufen. Diese sollen SchülerInnen und 
Auszubildenden das Thema Flucht und 
Asyl näher bringen und mit Vorurteilen 
aufräumen. 

Zivilcourage gegen Rechts

Die Aufgabe der GEW in einer solchen Si­
tuation, so Lisa Lewien, Sprecherin der 
Jungen GEW Dresden, sei es an Schulen 
und Ausbildungsorten die politische Bil­
dung zu stärken und die Lehrkräfte zu 
unterstützen. Auch bei indirekten For­
men von Diskriminierung sei Zivilcoura­
ge gefordert. Klare Stellung gegen Rechts 
zu beziehen, hieße nicht zwangsläufig, 
auf jeder Demonstration die Fahne zu 
schwenken. Dennoch habe die GEW Dres­
den dies ausführlich getan, jedoch nicht 
bis zum Erschöpfen der Mitglieder. 

Weil sie sich auf inhaltliche Aspekte, 
wie zum Beispiel Betreuungssituation 
und Arbeitsbedingungen, konzentrierten, 
könne die GEW ihre Kompetenz gut zei­
gen und bekäme überwiegend positive 
Rückmeldung, so Juri Haas, Mitglied des 
Bezirksvorstandes Dresden. Haas berich­
tete, dass die GEW für ihre frühe und ein­
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Frontbericht von der GEW Dresden
Die GEW Dresden setzt gegen RechtspopulistInnen auf Dialog und Konfrontation.  
Das ist nicht nur auf der Straße, sondern auch in ihren eigenen Reihen nötig.

FO
TO

: I
M

AG
O

/F
U

TU
RE

 IM
AG

E



25

nen. Der Rechtspopulismus steht uns 
nicht vor der Haustür, sondern sitzt be­
reits bei uns im Plenum. 

Die Befürchtung, etwa des DGB Sach­
sens, Mitglieder durch eine klare antiras­
sistische Positionierung zu verlieren, sei 
ein Fehler, so Jugel und Haas. Letzterer 
betonte, dass die Mitglieder von morgen 
MigrantInnen und junge Menschen seien, 
die mit der Globalisierung aufgewachsen 
sind. Zu der Frage, ob es PEGIDA­Sympa­
thisantInnen innerhalb der GEW gäbe, 
zeichne sich ein gemischtes Bild ab. Ei­
nerseits gebe es immer wieder Schnitt­
mengen, Vorurteile, Ängste und Fragen 
unter den Mitgliedern wie die von PEGI­
DA­AnhängerInnen. Haas sagte, dass es 
eine Aufgabe der GEW sei, Angebote zu 
schaffen, um eine klare Sicht auf die Bil­
dungssituation zu bekommen und sich 
mit den Unsicherheiten auseinanderzu­
setzen. Andererseits fühle man sich un­
terstützt von der Basis. Jugel wirbt für 
eine eindeutige Haltung: »Manche haben 

die Sorge, Stimmen bei Personalratswah­
len zu verlieren, wenn die GEW sich zu 
sehr hinauswagt. Wenn wir dadurch nur 
Minderheiten in den Personalräten haben, 
dann ist das halt so.« 

Fremdenfeindliche Einstellungen sind 
seit Jahrzehnten Realität in der Region. 
Nach den Landtagswahlen im Nachbar­
land Sachsen­Anhalt im März sei antiras­
sistische Arbeit aber noch stärker in den 
Fokus der DresdnerInnen gerückt wor­
den. Vor allem gehe es darum, eine 
weltoffene, solidarische Zivilgesellschaft 
zu schaffen, die immer wieder klare Sig­
nale abgebe. 

von Holger Dehring

Nun scheint es endgültig zu sein, Det­
lef Mücke hat sich auf seinen ge­

werkschaftlichen Ruhestand eingestellt. 
Seit seinem Eintritt in den Berliner Schul­
dienst im Jahr 1971 hat er sich für Ber­
liner Lehrkräfte eingesetzt. Er war selbst 
nach Berlin gekommen, weil er sich hier 
als Homosexueller nicht verstecken 
musste. Seit Beginn seiner Tätigkeit galt 
sein besonderes Augenmerk den Belan­
gen und der Akzeptanz homosexueller 
Lehrkräfte und SchülerInnen. Das Berufs­
verbotsverfahren gegen einen schwulen 
Lehrer im Jahr 1974 hat ihm gezeigt, wie 
öffentlicher Protest mit juristischen Mit­
teln unterstützt werden kann. Darüber 
hinaus suchte er das Gespräch mit der 
Politik, schrieb Petitionen und trieb die 
öffentliche Debatte voran. In vielen Jah­
ren als Personalratsvorsitzender in Neu­
kölln und in der Rechtsschutzstelle der 
GEW BERLIN hat er gezeigt, wie Probleme 
mit Beharrlichkeit gelöst werden können. 
Detlef ist nicht nur ein anerkannter Ver­

treter der Berliner Schwulenbewegung, 
seine Aktivitäten wurden im Jahr 2005 mit 
dem Verdienstkreuz am Bande des Ver­
dienstordens der Bundesrepublik Deutsch­
land geehrt.

Mit seinem Motto von einer lustbeton­
ten Gewerkschaftsarbeit hat Detlef viele 
angesteckt. In der Rechtschutzstelle hat 
er seit 1993 über 14 Jahre lang als Leiter 
und danach als Mitarbeiter unzählige Be­
ratungen getätigt. Seine soziale Kompe­
tenz war immer dann gefragt, wenn Mit­
glieder um Unterstützung bei Angelegen­
heiten baten, die nicht mit juristischen 
Mitteln zu lösen waren. Er ließ sich bei 
den Gesprächen viel Zeit, hörte aufmerk­
sam zu und kümmerte sich mit großem 
Engagement um ihre Belange. 

Für seine Zukunftspläne wünschen wir 
viel Glück und alles Gute. Mach’s jut! 
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Lustbetonte Gewerkschaftsarbeit 
war sein Motto
Detlef Mücke geht mit 72 Jahren in den gewerkschaftlichen Ruhestand.
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von Elke Gabriel

Der PC ist gerade hochgefahren, als es 
um acht Uhr an der Tür klopft. Lehr­

kräfte sind pünktlich, denke ich. Es ist 
Frau S., eine Lehrerin, die heute einen 
Beratungstermin bei mir, der Frauenver­
treterin in Tempelhof­Schöneberg, hat. 
Frau S. möchte sich auf eine Schullei­
tungsstelle an einer Integrierten Sekun­
darschule bewerben. Noch bevor sie ih­
ren Mantel abgelegt hat, stellt sie mir die 
typischen Fragen: »Sind Sie auch Lehre­
rin? Und voll freigestellt? Arbeiten Sie 
nicht mehr an der Schule?« »Ja«, entgeg­
ne ich. »Nach dem Landesgleichstellungs­
gesetz sind wir Frauenvertreterinnen voll 
freigestellt, wenn die Dienststelle mehr 
als 500 Beschäftigte aufweist.« In Tem­
pelhof­Schöneberg sind es über 3.000 
Beschäftigte. 

Gibt es auch einen Männervertreter?

Frau S. ist interessiert und will gleich da­
rauf noch wissen, ob es denn auch einen 
Männervertreter an den Berliner Schulen 
gäbe. Den gibt es nicht. Aufgrund der struk­
turellen Benachteiligung von Frauen im 

Grenzen der Arbeitsbelastung zu kennen 
ist sicherlich ganz wichtig«, erkläre ich. 
»Sie sind auch ein Vorbild für ihr Kollegi­
um, dass die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf gelingen kann. Außerdem 
brauchen immer noch besonders die 
Frauen die Unterstützung von der Schul­
leitung. Denn 85 Prozent der Teilzeitkräf­
te sind weiblich und nur 15 Prozent 
männlich. Das heißt, die Sorgetätigkeit 
wird auch in unserem beruflichen Umfeld 
mehrheitlich von Frauen übernommen.« 
»Und wie kann ich diese Frauen und Män­
ner als Schulleiterin unterstützen?«, fragt 
Frau S. »Indem Sie diesen Beschäftigten 
einen passgenauen Stunden­ oder Dienst­
plan erstellen«, erwidere ich. In den 
nächsten 45 Minuten informiere ich die 
aufgeschlossene Kollegin darüber, dass 
bei der Ausschreibung für eine Leitungs­
stelle an Oberschulen in der Regel Kon­
kurrenzbewerbungen vorliegen, über den 
Bewerbungsablauf, die durchschnittliche 
Dauer des Verfahrens, die Bedeutung der 
Anlassbeurteilung und darüber, wer den 
Auswahlvermerk für die Stelle verfasst. 

Geht nicht, gibt’s nicht

Nachdem Frau S. kurz nach neun Uhr das 
Büro verlassen hat, trifft die schwangere 

Berufsleben ergäben Männervertreter kei­
nen Sinn. Immer noch sind Frauen in Lei­
tungspositionen, insbesondere bei Schul­
leitungsstellen im Oberschulbereich, un­
terrepräsentiert. Im Grundgesetz ist ver­
ankert, dass sich der Staat für die Gleich­
berechtigung von Frauen und Männern 
einsetzt und auf die Beseitigung beste­
hender Nachteile hinwirkt. Dafür wurden 
in allen öffentlichen Einrichtungen Berlins 
Posten eingerichtet, die dafür Sorge tragen, 
dass das Allgemeine Gleichbehandlungs­
gesetz und das Landesgleichstellungsge­
setz eingehalten werden. Von den Frau­
envertreterinnen oder Frauenbeauftrag­
ten wird zusammen mit dem Dienstherrn 
ein jeweils zwei Jahre gültiger Frauenför­
derplan erstellt, in dem Maßnahmen zur 
Beseitigung der Geschlechter­Ungerech­
tigkeiten und zur Vereinbarkeit von Fami­
lie und Beruf festgeschrieben sind. 

Bei der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf hakt es auch bei Frau S. Sie empfin­
det sich als geeignet für diese Schullei­
tungsstelle. Gleichzeitig hat sie die Be­
fürchtung den hohen Arbeitsanforderun­
gen nicht gerecht zu werden, da sie noch 
zwei schulpflichtige Kinder hat. Ich ver­
stehe ihre Besorgnis. Denn immer häufi­
ger haben Frauen, die sich für Leitungs­
posten bewerben, keine Kinder oder be­
reits erwachsene Kinder. »Ihre eigenen 
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sonellen, sozialen und organisatorischen 
Maßnahmen beteiligt sind, sortiere ich 
die Briefe zu etlichen Haufen: Teilzeitbe­
scheide, Ruhestandregelungen, Schreiben 
zu vollzogenen Umsetzungen, Entgeltfest­
legungen für befristet Beschäftigte. 

Gesundheitsprävention im Fokus

Als ich ins Büro zurückkehre, treffe ich die 
Schwerbehindertenvertreterin. Eine kurze 
Absprache zu einer geplanten Fortbil­
dung im Bereich der Gesundheitspräven­
tion ist nötig, denn gleich sind von 13.30 
Uhr bis 16.00 Uhr die Sitzungen zum Ar­
beitssicherheitsschutz sowie die Arbeits­
gruppe Gesundheitsmanagement termi­
niert. Es geht um Personaltoiletten, de­
fekte Fenster, die Erstellung des Gesund­
heitsberichts und Fortbildungsangebote 
zur Gesundheitsprävention. Außerdem 
stellt sich der neue Betriebsarzt vor. 

Langeweile kommt  
garantiert nicht auf 

Nach der Sitzung sichte ich noch die neu­
en E­Mails. Außerdem liegen wieder Um­
laufmappen und zwei Personalakten im 
Postzimmer für mich bereit. Die Mappen 
enthalten Maßnahmen, an denen ich be­
teiligt bin. Darunter zwei Umsetzungs­
verfügungen, sieben Eingruppierungen, 
eine Dienstliche Beurteilung und ein Aus­
wahlvermerk für eine Fachleitungsstelle. 
Doch diese müssen bis morgen warten. 
Dann wartet wieder ein neuer Arbeitstag 
auf mich. Wie bei allen pädagogischen 
Beschäftigten ähnelt kein Arbeitstag dem 
anderen, so vielfältig sind die Aufgaben 
und Anfragen. Langeweile kommt dabei 
garantiert nicht auf. Auch dafür liebe ich 
meine Tätigkeit als Frauenvertreterin. 

Kollegin ein, die bei uns, den Beschäftig­
tenvertretungen, zurzeit im Innendienst 
arbeitet. Da die neuen Frauen­Infos an 
die Schulen per Umlaufmappe verschickt 
werden müssen, macht sich Frau M. 
gleich an die Arbeit. Per Fax erreichen 
mich zwei Laufzettel für befristete Ein­
stellungen an zwei Grundschulen. Auf 
beiden Zetteln steht der Vermerk »einzi­
ge Bewerbung«. Eine Studentin und ein 
Pensionär wollen jeweils zwölf Stunden 
in Sport sowie Mathematik tätig sein. Ich 
überprüfe die offizielle Bewerbungsliste 
der Senatsbildungsverwaltung. Wie er­
wartet, weist die Liste keine weiteren 
qualifizierten Grundschullehrkräfte auf. 
Ich unterschreibe die Laufzettel, faxe sie 
an die Schulen zurück und mache dem 
Personalrat Kopien.

Auf meiner Mail­Box sind mittlerweile 
vier Anrufe eingegangen. Eine Kollegin 
hat Fragen zur Elternzeit und möchte ei­
ne Auskunft darüber, in welcher Höhe sie 
während der Elternzeit teilzeitbeschäftigt 
sein darf. Außerdem fragt sie nach, ob sie 
an die alte Schule zurückkommen wird. 
Die nächste Nachricht bezieht sich auf 
die gefaxten Laufzettel. Die dritte Anru­
ferin ist eine meiner Kontaktfrauen der 
Schulen. Sie hinterlässt ein Dankeschön, 
weil ich ihr Informationen zum Bereich 
Teilzeit für die nächste Gesamtkonferenz 
gemailt hatte. Die vierte Anruferin 
wünscht einen Gesprächstermin zur Vor­
bereitung des Präventionsgesprächs. Ich 
rufe gleich zurück, der Termin findet 
noch in dieser Woche statt. 

Netzwerken mit Frauenvertreterinnen 
und Beschäftigten

Der Kollegin in Elternzeit antworte ich 
per E­Mail und füge die Dienstvereinba­
rung »Umsetzung« bei. Laut dieser wird 
allen Beschäftigten, die während ihrer 
Elternzeit in Teilzeit arbeiten, ein Umset­

zungsschutz gewährt. Im Posteingang 
liegen 25 neue E­Mails, die ich in den 
nächsten 1,5 Stunden abarbeite. Kollegin­
nen senden mir Themenwünsche für die 
nächsten Fortbildungsveranstaltungen des 
Netzwerkes Frauen in Leitung. Ich samm­
le die Themenwünsche und leite ihnen 
gleich noch das neue Amtsblatt mit den 
ausgeschriebenen Funktionsstellen wei­
ter. Einige der Mails beziehen sich auf 
unseren letzten Arbeitskreis der Frauen­ 
und Gesamtfrauenvertreterinnen, der 
monatlich in der Senatsbildungsverwal­
tung tagt. Meine Rückfragen zum TOP 
»mittelbare pädagogische Arbeit der Er­
zieherinnen« kläre ich mit der stellvertre­
tenden Gesamtfrauenvertreterin sowie 
meiner Kollegin aus der Nachbarregion. 
Ich schicke der stellvertretenden Frauen­
vertreterin unserer Region die neuesten 
Informationen zu unserer Kampagne 

»Mehr Gerechtigkeit für teilzeitbeschäf­
tigte Lehrkräfte«. Die Personalrats vor sit­
zen de hat Fragen zu der bevorstehenden 
Wahl der Frauenvertreterinnen und schreibt, 
dass sie sich zudem ein Vorbereitungs­
treffen für die Umsetzungswünsche der 
Beschäftigten noch in dieser Woche 
wünscht. In zwei Mails werden aktuelle 
Konflikte zwischen dem Kollegium und 
der Schulleitung thematisiert. 

Frau M. hat in der Zwischenzeit alle 
Frauen­Infos in die Umlaufmappen gelegt. 
In meinem Fach liegen bereits weitere Um­
laufmappen der Schulen, Briefe und 
mehr. Die meisten Schreiben kommen von 
der Personalstelle in der Flottenstraße. 
Weil wir Frauenvertreterinnen an alle per­
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A N Z E I G E

Info: Die Wahlen der 
Frauenvertreterinnen und der 

Gesamtfrauenvertreterin finden im 
November parallel zu den 
Personalratswahlen statt

ACHTUNG: BITTE BEACHTEN!

Die Frauenversammlung in Charlotten-
burg-Wilmersdorf ist aus organisatori-
schen Gründen vorerst abgesagt. Aktu-
elle Infos auf www.gew-berlin.de
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von Doreen Siebernik und Udo Mertens

Wie könnt ihr diese gemeinsame Erklärung 
als Erfolg bezeichnen? 

Die Einigung mit dem Finanzsenator ist 
ganz klar nur ein Zwischenschritt; er­
reicht haben wir noch lange nicht genug. 
Allerdings geht diese politische Erklärung 
von Finanzsenator Matthias Kollatz­Ah­
nen weit über alles hinaus, was es je an 
Zugeständnissen des Berliner Senats gab. 
Besonders die Gleichstellung der Grund­
schullehrkräfte ist ein Erfolg, für den wir 
lange gekämpft haben. Diese Gelegenheit 
konnten wir uns nicht nehmen lassen. 

Das sind doch aber nur Absichtserklärungen, 
auf die wir uns nicht verlassen können.

Der Finanzsenator hat uns die verein­
barten Punkte schriftlich zugesichert. Er 
und sein Haus stehen für die gesamte 
SPD. Wir gehen davon aus, dass diese in 
einer zukünftigen Koalition beteiligt sein 
wird. Eine rechtlich 
noch verbindlichere 
Vereinbarung wäre na­
türlich wünschenswert 
gewesen, war aber so 
kurz vor der Wahl nicht 
durchsetzbar und wäre 
auch mit einem einwö­
chigen Streik nicht zu 
realisieren gewesen. 

Welche Grundschullehrkräfte profitieren 
denn überhaupt von der Höhergruppierung 
in die EG13?

In die EG13 kommen alle Lehrkräfte so­
fort, die die Befähigung für das Lehramt 
an Grundschulen nach dem neuen Lehr­
kräftebildungsgesetz vom 7. Februar 2014 
haben. Alle anderen Grundschullehrkräfte 
werden nach einer entsprechenden Fort­/
Weiterbildungsmaßnahme ebenfalls zeit­
nah die Entgeltgruppe 13 erhalten. Die SPD 
wollte ausschließlich die neuen Grund­

2018 nur für diejenigen Lehrkräfte vor, 
die nach dem neuen Lehrkräftebildungs­
gesetz ausgebildet wurden. Unsere For­
derung war, alle in die EG 13 einzugrup­
pieren. Das Ergebnis ist ein Kompromiss. 
Wir konnten die Forderung nur durchset­
zen, weil wir die Bedingung der Fort­ und 
Weiterbildung akzeptiert haben. Wir kön­
nen verstehen, dass es für Unmut sorgt, 
dass die erfahrenen Grundschul­KollegIn­
nen Fortbildungen absolvieren müssen, 
während zum Beispiel StudienrätInnen an 
Grundschulen umstandslos die EG 13 er­
halten. Aber diese Fortbildung ist hof­
fentlich die letzte Ungerechtigkeit in ei­
ner langen Reihe von Ungerechtigkeiten 
gegenüber Grundschullehrkräften. In 
Zukunft werden in Berlin Grundschullehr­
kräfte bezahlt wie Lehrkräfte an Gymna­
sien. Der Unterschied zwischen der bis­
herigen Eingruppierung in der EG 11 und 
der zukünftigen EG 13 sind zurzeit über 

schullehrkräfte ab 2018 in die EG 13 ein­
gruppieren. Wir haben gegenüber dem 
Senator darauf bestanden, dass das künf­
tig für alle Lehrkräfte in Berlin gilt. Berlin 
wäre somit das erste Land, in dem Grund­
schullehrkräfte bezahlt werden wie Lehr­
kräfte an Sekundarschulen und Gymnasien.

Die Weiterbildungspflicht für die erfahre-
nen Grundschullehrkräfte ist einmal mehr 
ein Zeichen für die geringe Wertschätzung 
ihrer Arbeit – und da habt ihr zugestimmt?

Das Angebot des Finanzsenators sah 
eine höhere Eingruppierung ab Februar 
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Ein erster Schritt ist getan
Die gemeinsame Erklärung mit dem Finanzsenator und die Absage des Streiks der angestellten 
Lehrkräfte nach den Sommerferien haben in der GEW BERLIN für viel Gesprächsstoff gesorgt.  
Auf drei tarifpolitischen Konferenzen im September haben die Kolleginnen und Kollegen die 
Vereinbarung kritisch hinterfragt und das weitere Vorgehen diskutiert. Die besonders heiß 
diskutierten Fragen fassen wir auf dieser Seite zusammen.
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»Die Fortbildungen für 
Grundschullehrkräfte werden zeitnah 

und niedrigschwellig sein.«
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500 Euro monatlich. Diesen Erfolg haben 
wir gemeinsam erkämpft!

Wie soll die Weiterbildung für bereits arbei-
tende Grundschullehrkräfte aussehen? 

Wir haben bereits erste Gespräche ge­
führt und werden in den nächsten Tagen 
weitere führen. Dabei sind wir uns mit 
beiden SenatorInnen einig, dass die Fort­
bildungen zeitnah und niederschwellig 
durchgeführt werden müssen. Wir setzen 
uns dafür ein, dass Berufserfahrung be­
rücksichtigt und bereits absolvierte Fort­
bildungen anerkannt werden. Nicht zuletzt 
werden wir als GEW­PersonalrätInnen im 
Hauptpersonalrat in der Mitbestimmung 
dafür sorgen, dass alles ordnungsgemäß 
abläuft. Übrigens: Die Fortbildungsrege­
lung wird auch für ver beamtete Grund­
schullehrkräfte gelten.

Wie könnt ihr von Erfolg sprechen, wenn für 
die größte Gruppe, die Lehrkräfte in der 
Endstufe ihrer Entgeltgruppe, wieder nichts 
herausgekommen ist?

Bei den Lehrkräften in der Endstufe 
von EG 13 sind wir heute weiter als je 
zuvor. Erstmals hat uns der Finanzsena­
tor zugesichert, mit der GEW BERLIN über 
Alternativen für ErfüllerInnen und Nich­
terfüllerInnen, die bereits in der Endstufe 
ihrer Entgeltgruppe sind, zu verhandeln. 
Dies, und dass er das Thema in die Koa­
litionsverhandlungen einbringt, war un­
sere Voraussetzung für die Absage des 
Streiks. Damit haben wir die Tarifausein­
andersetzung aber keinesfalls beendet. 
Wir sind nicht in der Friedenspflicht, son­
dern können direkt nach den Koalitions­
verhandlungen weiter streiken, wenn das 
Ergebnis keine wesentlichen Verbesserun­
gen für alle KollegInnen beinhaltet. 

Bleibt es bei der Zulage zur Erfahrungsstufe 5?
Die Zulage zur Stufe 5 in der EG 13 

wird es für alle LaufbahnbewerberInnen 
weiter geben. Das ist ein bundesweit ein­
zigartiger kräftiger Zuschlag auf das Ent­
gelt. Auch wenn uns ein anderes Modell 
lieber gewesen wäre, bleibt dieser Erfolg 
auf der Habenseite.

Warum wurde vor der Rücknahme des 
Streikbeschlusses keine Mitgliederbefra-
gung durchgeführt?

Der Geschäftsführende Landesvorstand 
(GLV) hatte vor den Ferien den Streikbe­
schluss gefasst und nur er konnte ihn 

die dem mit dem Beamtenbund (dbb) ab­
geschlossenen Tarifvertrag völlig wider­
sprochen hätten. Das haben wir also nach 
wie vor dem dbb zu verdanken. Wir se­
hen trotzdem weiterhin zwei Möglichkei­
ten hier etwas zu bewegen. Erstens wer­
den wir das Thema bundesweit wieder 
auf den Tisch bringen und fordern, dass 
es keine Eingruppierung von Lehrkräften 

unterhalb der EG 10 
geben darf. Zweitens 
klagt der Hauptperso­
nalrat weiter vor dem 
Oberverwaltungsge­
richt seine Mitbestim­
mung an dem Tarif­
vertrag des dbb ein. 

Sollte uns das gelingen, wird die Eingrup­
pierung der Lehrkräfte für Fachpraxis 
und der pädagogischen Unterrichtshilfen 
ein zentraler Punkt sein. Darüber hinaus 
profitieren von der vereinbarten Erklä­
rung, sogenannten NichterfüllerInnen 
eine Stufe vorweg zu gewähren, natürlich 
auch die Lehrkräfte für Fachpraxis und 
die pädagogischen Unterrichtshilfen.

Ich habe auch für bessere Arbeitsbedingun-
gen gestreikt. Davon ist in der Vereinba-
rung keine Rede.

Diese Ziele verfolgen wir natürlich wei­
ter. Nur leider dürfen wir dafür nach gel­
tender Rechtslage nicht streiken. Dafür 
müssen wir mit anderen Mitteln, auf der 
politischen Ebene, in den Personalvertre­
tungen, über die Sensibilisierung der Öf­
fentlichkeit und so weiter kämpfen.

Wie geht es jetzt denn weiter?
Wir werden den Parteien und insbeson­

dere auch den Berliner Eltern klar sagen, 
was wir vom künftigen Senat erwarten – 
unter Bezugnahme auf diese Vereinbarung, 
Punkt für Punkt. Wir werden klarmachen, 
dass wir diesen Streik nur abgesagt haben, 
in der Erwartung substantieller Verbesse­
rungen und dass wir ihn nach Zustande­
kommen der Koalition jederzeit wieder 
aufnehmen können. Dies werden wir dem 
künftigen Senat deutlich zu verstehen 
geben. 

Die gemeinsame Erklärung von SenFin und GEW BER-
LIN im Wortlaut unter www.gew-berlin.de/14447.php

auch wieder zurücknehmen. Die Entschei­
dung den Streik abzusagen ist keinem im 
GLV leicht gefallen. Das Angebot stand 
am 29. August fest und war an die Bedin­
gung der Streikabsage geknüpft. Für eine 
Mitgliederbefragung oder eine Empfeh­
lung der Tarifkommission fehlte schlicht 
die Zeit. Eine Entscheidung, wie es in der 
Tarifauseinandersetzung weiter geht, ist 

damit noch nicht gefallen. Diese Ent­
scheidung wird erst nach den Koalitions­
verhandlungen fallen können. Bevor es 
dazu kommt, werden wir erneut tarifpo­
litische Konferenzen durchführen und 
diese Ergebnisse dann in der Tarifkom­
mission beraten. Erst dann wird der GLV 
eine Entscheidung treffen.

Was bedeutet die Übereinkunft für Querein-
steigerInnen und NichterfüllerInnen?

Es ist uns gelungen, gegenüber der Se­
nats finanzverwaltung die Vorweggewäh­
rung einer Erfahrungsstufe für alle Lehr­
kräfte durchzusetzen, bei denen die fach­
lichen und pädagogischen Voraussetzun­
gen für eine Verbeamtung nicht vorliegen, 
und zwar ab dem Schuljahr 2017/18. Das 
ist ein wichtiger Erfolg! Durch die Anhe­
bung der Grundschullehrkräfte in die EG 
13 wird zudem die Eingruppierung der 
QuereinsteigerInnen an Grundschulen 
ebenso verbessert, weil sich die Bezugs­
größe positiv verändert. Leider ist es uns 
nicht gelungen, die Gleichbehandlung von 
Lehrkräften ohne volle LehrerInnenaus­
bildung durchzusetzen, wenn sie mindes­
tens zwei Jahre die entsprechende Tätig­
keit ausgeübt haben. Ergebnisse von Tarif­
verhandlungen sind immer Kompromis­
se. Wir werden das Thema der Eingrup­
pierung der Lehrkräfte ohne volle Lehre­
rInnenausbildung aber nicht aus den 
Augen verlieren.

Warum kommen Lehrkräfte für Fachpraxis 
und pädagogische Unterrichtshilfen in der 
Vereinbarung nicht vor?

Für die FachpraxiskollegInnen ist in der 
Regelung weniger drin, als wir uns er­
hofft hatten. Die Finanzverwaltung hat es 
zum Ausschlusskriterium erklärt, über 
Eingruppierungsregelungen zu verhandeln, 
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Doreen Siebernik, Vorsitzende der GEW 
BERLIN und Udo Mertens, Leitung  

Vorstandsbereich Beamten-,  
Angestellten- und TarifpolitikFO
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»Die Tarifauseinandersetzung ist mit 
dieser Vereinbarung nicht beendet.  

Wir sind nicht in der Friedenspflicht.«
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von Tom Erdmann, Florian Schubert und 
Monika Gessat

In Montréal wollten 50.000 Teilnehmen­
de Lösungsansätze für die großen sozi­

alen Probleme finden. Jenseits von Welt­
wirtschaftsgipfeln oder Treffen von Ober­
häuptern der 20 großen Industrienatio­
nen und ohne die logistische Unterstüt­
zung reicher GeldgeberInnen fanden in 
den Hoch­ und Berufsschulen über ein­
tausend Veranstaltungen statt. Neben 
diesen beteiligte sich die achtköpfige 
Delegation der GEW bei der Auftaktde­
monstration mit einem Transparent ge­
gen homophobe, rassistische, antisemiti­
sche und antiislamische Diskriminierung.

Montréal als Veranstaltungsort sollte 
ein Zeichen an die Welt sein, dass die glo­
balen Probleme nicht nur Probleme der 
ärmeren Länder sind. Doch leider kam 
dieses Zeichen unzureichend zur Gel­
tung, denn durch die strengen kanadi­
schen Einreisebestimmungen waren viele 
Aktive ausgeschlossen. Länder Afrikas 
oder des Nahen und Mittleren Ostens wa­
ren kaum vertreten.

Bildung kränkelt weltweit

In einer Diskussionsrunde über internati­
onale Solidarität in der Bildungsarbeit 
waren sich die Teilnehmenden einig, dass 
in allen Ländern Bildung unterfinanziert 
sei. Eine französische Kollegin verglich 
die Bedeutung von Bildung mit dem Ge­
sundheitssystem: Bei unterfinanzierter 
Gesundheitsfürsorge breiten sich schnell 
Krankheiten aus und die internationale 
Gemeinschaft hilft bei der Eindämmung. 
Dieselbe Aufmerksamkeit müsse Bildung 
erfahren. Dafür wird ein Weltfond für Bil­
dung und Forschung benötigt, ähnlich 
wie ihn die Globale Bildungskampagne 
und die GEW fordern. Die belgischen Kol­
legInnen forderten, dass der Bereich Bil­
dung aus Freihandelsabkommen wie TTIP 
ausgenommen sein müsse und nicht den 
Spielregeln des Marktes und der Privati­
sierung unterworfen werden dürfe. Be­
zeichnend an diesem Solidaritätswork­

stelle notwendig sei, an die sich alle Be­
troffenen wenden können.

Parallel zu unserer Veranstaltung über 
Kinderarbeit fand ein weiterer GEW­Work­
shop »Recht auf Bildung für geflüchtete 
Kinder« statt. Die GEW hatte zu diesem 
Workshop Ismail Sağdıç und Ilayda Uğur 
von der türkischen Bildungsgewerkschaft 
Eğitim Sen eingeladen. Insgesamt sind 
über drei Millionen Menschen in die Tür­
kei geflüchtet. Nur wenige der eine Milli­
on geflüchteter Kinder besuchen eine 
Schule. Der Unterricht findet sowohl in 
Provisorien in den Lagern als auch in re­
gulären türkischen Schulen statt. In den 
Lagern unterrichten auch syrische Lehr­
kräfte als Ehrenamtliche nach syrischen 
Lehrplänen. Kinder, die türkische Schulen 
besuchen, werden ohne jegliche sprach­
liche Unterstützung nach türkischem 
Curriculum unterrichtet. Auch Eğitim Sen 
hat einen Katalog von Forderungen for­
muliert, der unter anderem den Zugang 
zu Schulbildung für alle Kinder, die Be­
reitstellung von Transportmöglichkeiten 
und ein multilinguales Curriculum bein­

shop war aber, dass »die, die am meisten 
Solidarität brauchen gar nicht hier sein 
können«, so Uschi Kruse, Vorsitzende der 
GEW Sachsen.

Die GEW bringt sich ein

Unser erster eigener Beitrag zum Weltso­
zialforum war ein Workshop zum Thema 
»Begegnung von Schule mit Rassismus«. 
Lisa Ochs, Vorsitzende der US­Gewerk­
schaft American Federation of Teachers 
in Kansas stellte die Forderungen ihrer 
Gewerkschaft vor, wie insbesondere 
schwarze männliche Jugendliche vor ins­
titutionellem Rassismus geschützt wer­
den. Klaus Bullan, ehemaliger Vorsitzen­
der der GEW Hamburg, berichtete vom 
deutschen Projekt »Schule ohne Rassis­
mus – Schule mit Courage«. Es entstand 
eine spannende Debatte darüber, welcher 
der beste Weg für Schulen sei, mit Diskri­
minierung im Schulalltag umzugehen. Als 
Berliner war mir wichtig zu betonen, dass 
hierfür eine unabhängige Beschwerde­

Die GEW beim Weltsozialforum
In den vergangenen Jahren trafen sich gut 100.000 Aktive zu den Weltsozialforen, um über die 
sozialen Probleme der Welt zu diskutieren. Dieses Mal kamen weit weniger.

Tom Erdmann (Mitte), Vorsitzender der GEW BERLIN, mit GEW­KollegInnen auf einer De­
mons tration im Rahmen des Weltsozialforums in Montréal. FOTO: HANS-PETER HAAR
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von Astrid Schrobsdorff und  
Manuel Honisch

Das deutsch­polnische Verhältnis ist 
seit Antritt der rechtskonservativen 

Regierung in Warschau mancher Belas­
tungsprobe ausgesetzt. In dieser Situati­
on trafen sich im Sommer bereits zum 
21. Mal Mitglieder der GEW und der pol­
nischen Gewerkschaft Solidarność, um 
die Sprache der jeweils anderen zu ler­
nen und etwas über die Arbeit der Kolle­
gInnen auf der anderen Seite der Grenze 
zu erfahren.

Vormittags wurde gelernt: Deutsch oder 
Polnisch auf jeweils drei Lernniveaus. 
Nachmittags lud das schöne Wetter zum 
Schwimmen, Spazierengehen und Son­
nenbaden ein. Abends wurde über ge­
werkschaftliche, schulische und allge­
meinpolitische Themen diskutiert. Im 
Zentrum stand in diesem Jahr die geplan­
te Veränderung der Bildungslandschaft in 
Polen. Die neue Regierung plant ein Sys­
tem der dualen Ausbildung nach deut­

für die deutsche Gesellschaft bedeutet. 
Uneinigkeit herrschte in der Frage, ob 
auch in Polen geflüchtete Menschen auf­
genommen werden sollten. Auf polni­
scher Seite herrscht große Skepsis, ob 
insbesondere muslimische Flüchtlinge in 
die polnische Gesellschaft integriert wer­
den können.

Spannend war ein Tagesausflug nach 
Olsztyn, wo sich die GEW­Delegation mit 
Mitgliedern der ZNP traf, einer Konkur­
renzgewerkschaft der Solidarność. An 
diesem Tag öffneten sich noch einmal 
ganz neue Perspektiven. Deutlich wurde 
auch: Bei aller Konkurrenz haben die un­
terschiedlichen Gewerkschaften doch 
zentrale, gemeinsame Ziele. 

Auch im nächsten Jahr planen die GEW und Soli dar ność 
wieder eine Masurenakademie, voraussichtlich vom 
20. Juli bis 2. August 2017. Alle notwendigen Infor-
mationen finden sich bald auf der Website des GEW-
Bundesverbandes. Nachfragen kannst du auch gerne 
bei manuel.honisch@gew-berlin.de

schem Vorbild. Außerdem sollen die 
Oberschulen reformiert werden. Da im 
Zuge dieser Reform tausende Lehrkräfte 
entlassen und an neuen Schulen wieder 
eingestellt werden sollen, befürchten Kri­
tikerInnen eine politische Säuberung der 
Schulen und besonders der Schulleitun­
gen. Die Führung der Solidarność, die im 
Wahlkampf die neue Regierungspartei PiS 
unterstützt hatte, teilt diese Bedenken 
nicht. In der Diskussion wurden sehr un­
terschiedliche Meinungen geäußert. 

Engagierte KollegInnen stellen 
Flüchtlingsinitiativen vor

 
Auch die europäische Flüchtlingspolitik 
regte am Gimsee zu angeregten Debatten 
an. Deutsche Teilnehmende stellten Ini­
tiativen vor, in denen sie selber arbeiten. 
Das stieß bei den polnischen KollegInnen 
auf großes Interesse. Die Ehrenamtlichen 
berichteten über die Schwierigkeiten,  
die sich für geflüchtete Menschen in 
Deutschland ergeben. Zugleich stellten 
sie die Chancen dar, die Einwanderung 

haltet. Um Kinder in entlegenen Lagern 
zu erreichen, sollen mobile Lehrkräfte 
eingesetzt werden.

Recht auf Bildung für geflüchtete Kinder

Im zweiten Teil der Veranstaltung berich­
teten Monika Gessat von der GEW Ba­
den­Württemberg und ich über den Zu­
gang zu Bildung für geflüchtete Kinder 
sowie zu Ausbildung und Beruf für ge­
flüchtete junge Erwachsene. Wir stellten 
Zentrale Forderungen aus den Hand­
lungsempfehlungen der GEW »Bildung 
kann nicht warten« vor. Eine französische 
Kollegin berichtete, dass erst nach Inter­
vention ihrer Gewerkschaft Bildungsan­
gebote für die Kinder in dem provisori­
schen Notlager in Calais entstanden sind. 
Inzwischen betreibt dort eine NGO eine 
Schule. 

Ein weiterer Punkt war der Umgang der 
Schulen mit Kindern, die ohne Aufent­
haltstitel eine Schule besuchen. Drei Kol­
leginnen einer kirchlichen Organisation 

heute noch bieten kann, um lokal und re­
gional, aber auch thematisch übergrei­
fend, die einzelnen Kämpfe zusammen 
zu bringen und zu unterstützen. Die The­
menpalette reichte von den BürgerInnen­
rechten der indigenen Bevölkerung am 
Amazonas, über Kinderarbeit, Klimawan­
del bis zu Gesundheitsschutz. Die ge­
meinsame Klammer, wenn es denn eine 
gibt, ist dabei der Kampf in den jeweili­
gen Ländern gegen die Nachteile der ka­
pitalistischen Ausrichtung ihrer Gesell­
schaft. Manche meinen, das Weltsozial­
formum hätte sich überlebt. Aber Tadzio 
Müller von der Rosa­Luxemburg­Stiftung 
meinte: »Wenn es das Forum nicht gäbe, 
müsste man es erfinden.« Es bleibt aber 
die Frage, ob es nicht doch sinnvoller ist 
auf internationale Treffen, wie den 
G20­Gipfel in Hamburg im Sommer 2017, 
mit einer gemeinsamen internationalen 
Mobilisierung direkt zu antworten. 

in den USA berichteten, dass sie Kindern 
aus Lateinamerika Schutz geben und dass 
diese in ihrem Bundesstaat von der Schu­
le nicht an die Behörden gemeldet wer­
den und die Polizei auch nicht das Recht 
hat, nach Ausweispapieren zu fragen. 
Dies sei aber von Bundesstaat zu Bundes­
staat verschieden. 

Ein nachahmenswertes Beispiel wurde 
aus Kanada berichtet: An staatlichen 
Schulen Montreals werden in »Willkom­
mensklassen« auch Erwachsene unter­
richtet, um ihnen den Übergang in eine 
Ausbildung oder das Berufsleben zu er­
möglichen. 

Gemeinsam die Welt verbessern

Es ist ein Verdienst der GEW, dass auf 
dem Weltsozialforum endlich das Recht 
auf Bildung eine ähnlich wichtige Rolle 
wie Umweltschutz oder Gesundheitsfür­
sorge spielt. Nach Montréal wird sich zei­
gen, welche Möglichkeiten eine weltweite 
Zusammenkunft wie das Sozialforum 

Kontroverse Debatte in malerischer Umgebung
Deutsche und polnische GewerkschafterInnen begegnen sich am Gimsee in den Masuren.  
Dabei kommen auch schwierige Themen auf den Tisch.

Astrid Schrobsdorff und Manuel Honisch, 
Mitglieder des Organisationsteams der 

Masurenakademie

Tom Erdmann, Florian Schubert und  
Monika Gessat, Mitglieder der GEW- 

Delegation beim Weltsozialforum
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von Gerhard Weil

Die deutsche Gesellschaft tut sich oft 
sehr schwer mit ihrer kollektiven Er­

innerungskultur. Natürlich fällt es jeder 
Nation leichter, heldenhafte Siege, Entde­
ckungen, Erfindungen oder berühmte 
KünstlerInnen mit Denkmälern zu feiern, 
als die düsteren Epochen der eigenen Ge­
schichte aufzuarbeiten. Doch auch das 
sollte mit dem Begriff Erinnerungskultur 
gemeint sein. Das im Ausland so bezeich­
nete »German Model« etablierte mit dem 
Schuldeingeständnis des Holocausts ei­
nen völlig neuen Umgang mit Erinne­
rungskultur. 

sche Bevölkerung formulierte und diese 
Bezeichnung erstmalig quasi offiziell »er­
laubte«. 

Weiße Flecken der Erinnerungskultur 
sichtbar machen

Doch sollten wir in der Einwanderungsge­
sellschaft nicht beim Gedenken und 
(Um) Bewerten der Nazi­Vergangenheit 
stehen bleiben. Der Kodex der Erinne­
rungskultur muss sowohl die neuere 
Migrationsgeschichte als auch die »wei­
ßen Flecken« aufarbeiten, wozu die deut­
sche Kolonialgeschichte gehört. Hier geht 
es nicht nur um die Darstellung des Völ­
kermords an den Hereros, um Schuldein­

Erst mit den, heute schon fast verrufe­
nen, 68ern und dem langsamen Ausschei­
den der einstigen TäterInnen aus Gerich­
ten, Schulen, Kliniken, dem Bundeskanz­
leramt, den Ministerien und Verwaltun­
gen begann eine breite Aufarbeitung, wie 
an den Entstehungszeiten der NS­Erinne­
rungsorte in Berlin erkannt werden kann. 
Schmerzhafte Prozesse einer Erinnerungs­
kultur entwickeln sich offenbar langsam 
– nicht nur in Deutschland. 

Bei einem Staatsakt zeigte aber eigent­
lich erst die berühmte Rede des Bundes­
präsidenten Richard von Weizsäcker zum 
40. Jahrestag des Endes des Zweiten Welt­
kriegs eine neue Perspektive der Erinne­
rungskultur auf, indem er den 8. Mai 
auch als Tag der Befreiung für die deut­

Das Denkmal für den unbekannten Deserteur von Mehmet Aksoy. Zunächst für den Friedensplatz in Bonn gestaltet, wurde es wegen politischer 
Ablehnung dann nach der Wende am Platz der Einheit in Potsdam aufgestellt. FOTO: GERHARD WEIL

Deutsche Erinnerungskultur muss sich neuen Perspektiven öffnen. Erfahrungen von Gast ­ 
  arbeiterInnen, Geflüchteten und die Aufarbeitung der deutschen Kolonialgeschichte müssen  
Teil des gesellschaftlichen Erinnerungsnarrativs und ein Thema in der Schule werden. Ein 
Plädoyer für eine neue Erinnerungskultur.

Erinnerungskultur in der 
Einwanderungs gesellschaft
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geständnisse und Entschädigungszahlun­
gen, sondern auch um Straßenumbenennun­
gen. Umbe nannt werden müssen Straßen, 
die immer noch die Namen deutscher 
Kolonialherren und Militärs tragen, wie 
zum Beispiel im Weddinger Afrikanischen 
Viertel oder die unsägliche Mohrenstraße 
in Berlin­ Mitte.

Während gut organisierte Opferverbände 
und Aufarbeitungsbehörden die Verbre­
chen zum Thema DDR in Gedenkstätten 
dokumentieren, ist die Erinnerungskultur 
bei anderen Themen wie der Studieren­
denrevolte, Migration in Ost und West, 
Wiedervereinigung oder Rassismus nur 
an wenigen Orten im Stadtgebiet präsent. 

So fehlt ein Gedenken oder Erinnern an 
die Opfer der massiv gestiegenen rechts­
extrem motivierten Gewalttaten vor allem 
gegen Minderheiten und politisch Enga­
gierte in Berlin. Recherchen der Amadeu 
Antonio Stiftung ergaben die erschre­
ckende Zahl von 178 Todesopfern rechter 
Gewalt seit dem Wendejahr 1990 sowie 
elf weitere Verdachtsfälle. Allein in Berlin 
wurden laut Opferberatung Reach­ Out 
320 Angriffe im Jahr 2015 mit gefährli­
chen Körperverletzungen in 96 Fällen 
registriert. 

Völlig unbearbeitet bleibt auch die Er­
innerung an die erste GastarbeiterInnen­
generation. Projektarbeit mit Schulklassen 
zu diesem Aspekt deutscher Nachkriegs­
geschichte, die die Belastungen und Leis­
tungen der GastarbeiterInnengeneration 
als ZeitzeugInnenen der Geschichte be­
eindruckend dokumentiert und würdigt, 
hat Seltenheitswert in der Berliner Schu­
le. Dabei handelt es sich bei diesem Aus­
schnitt der Migrationsgeschichte um die 
Geschichte der eigenen Großeltern vieler 
Schülerinnen und Schüler. 

Es ist zumindest ein gutes Zeichen, 
dass letztlich auch am Tatort Köln nach 
langer Diskussion im Jahr 2017 eine Ge­
denkstätte für die NSU­Opfer entstehen 
soll. Dies ist umso erfreulicher, als die 
TäterInnen viel zu lange in der Nähe der 
Opfer gesucht wurden. Im Jahr 2012 ko­
ordinierten deshalb die Oberbürgermeis­
terInnen der Tatorte Hamburg, Dortmund, 
München, Kassel, Nürnberg und Heil­
bronn Gedenktafeln und Gedenkstätten, 
bei denen jeweils an alle Ermordeten er­
innert werden sollte. 

 

Erinnerungskultur braucht Vielfalt  
und Fortschritt 

Multiperspektivität in der Erinnerungs­
kultur, die die Vielfalt und auch Wider­

denzen, ohne Verniedlichung von Terror­
gefahren, eine positive Sicht auf die isla­
mische Kulturgeschichte entgegensetzt 
werden kann. So kann auf die Herkunfts­
kultur vieler Flüchtlinge eingegangen 
werden.

Der LAMA der GEW BERLIN hat sich mit 
dem Problem Erinnerungskultur in der 
Einwanderungsgesellschaft bereits inten­
siv beschäftigt und für die Umsetzung in 
der Berliner Schule bislang zwei Materia­
lien auf der GEW­Internetseite ins Netz ge­
stellt: www.gew-berlin.de/public/media/
Erinnerungskultur für die Berliner Schule.
pdf. Es gibt aber noch einiges zu tun, um 
zusammen mit dem Autor dieses Beitra­
ges eine Broschüre für Lehrkräfte zu ent­
wickeln. 

Wer Interesse an dieser Arbeit haben könnte, meldet 
sich bitte bei gerhard.drweil@arcor.de

sprüche einer durchaus konfliktbeladenen 
Zuwanderung ernst nimmt, ist immer 
auch Demokratieförderung und besonders 
im Bildungsbereich hoch wirksam.

Das betrifft auch die Auseinanderset­
zung mit Tabuthemen, Widerstandsbewe­
gungen und Dauerkonflikten außerhalb 
Deutschlands, die Auswirkungen auf Mig­
rantInnen haben. Thematisiert werden 
könnten der Genozid an den ArmenierIn­
nen, Solidarność, die KurdInnenverfol­
gung und natürlich der aktuelle Syrien­
konflikt. In der Schule kann es bei der 
ArmenierInnen­ und KurdInnenfrage al­
lerdings schnell zu problematischen Re­
aktionen führen, wie natürlich auch beim 
Nahost­Konflikt. Solche Vorhaben müssen 
aber fächerübergreifend, beispielsweise 
in GEWI auch mit dem Ethikunterricht 
und der Klassenleitung abgesprochen, 
vorbereitet, durchgeführt und bei Eltern­
versammlungen vorab diskutiert werden. 
So geben zum Beispiel antisemitische Äu­
ßerungen einen pädagogischen Anlass.

In Zeiten von Hass und Aggressionen 
auch gegen überwiegend muslimische 
Flüchtlinge sollte ebenfalls erörtert wer­
den, wie zunehmend islamophoben Ten­

LINKS ZUM THEMA

• Die beste virtuelle Übersicht über Denkmale aller Epochen im gesamten Berliner 
Stadtgebiet findet sich im ehemaligen Proviantmagazin der Zitadelle Spandau in der 
Dauerausstellung »Enthüllt. Berlin und seine Denkmäler«. Am Ende werden noch die 
in Zeiten der gespaltenen Stadt im Kalten Krieg in beiden Teilen errichteten Monumen-
te gezeigt, berühmt dabei der wieder ausgegrabene Lenindenkmalkopf: http://www.
zitadelle-berlin.de/museengalerien/enthullt
• Gibt Informationen, Materialien zur europäischen Kulturgeschichte der zweiten und 
dritten Migrationsgeneration: www.denk-mal-fuer-migration.com
• Zu den Todesopfern rechter Gewalt: www.mut-gegen-rechte-gewalt.de/news/chro-
nik-der-gewalt/todesopfer-rechtsextremer-und-rassistischer-gewalt-seit-1990
• Das Projekt der GEW Berlin und des Türkischen Elternvereins Mete-Ekşi-Fonds:  
www.gew-berlin.de/4715.php
• Vielfältige Materialien, Zeitleisten und links sowie Themen wie Denkmale, Stadter-
kundung und Stadtspaziergang: www.lernen-aus-der-geschichte.de

Gerhard Weil,  
LAMA der GEW BERLIN

A N Z E I G E
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alle Sprachen ungeachtet oberflächlicher 
struk  tu reller Differenzen und ungeachet 
unter schiedlicher kommunikativer Prak­
tiken höchst komplexe Systeme und alle 
mit einan der Ausprägungen der gleichen 
mensch lichen Sprachfähigkeit und unseres 
gemeinsamen Erbguts sind.« (Seite 29) 

Mehrsprachigkeit ist kein Störfall. Stör­
fall ist sie nur dann, wenn eine Schule auf 
Einsprachigkeit fixiert ist. Damit Mehr­
sprachigkeit als eine »besondere Heraus­
forderung für das Gehirn« (Seite 31) zum 
Gewinn für Schulen wird, muss sie zum 
Gegenstand des Unterrichts werden, muss 
eine Lernumgebung geschaffen werden, 
in der Mehrsprachigkeit thematisiert 
wird. Es ist schon lange überfällig, dass 
das in unseren Schulen genutzt wird. 

In diesem Buch erhalten wir in der Art 
eines Handbuchs linguistisch fundierte 
Informationen über 29 Sprachen, ihre 
Schriften, Laute, Wörter und ihre Gram­
matik. Die Auswahl der Sprachen wurde 
nach den in unseren Klassenzimmern am 
häufigsten gesprochen Sprachen getrof­
fen. Dass sich das Buch an PraktikerInnen 
wendet, zeigt sich etwa in den immer 
wieder eingestreuten Abschnitten, die 
überschrieben sind mit »Schwierigkeiten 
für Deutschlerner«. Dort geht es dann um 
Aussprache, Rechtschreibung, Wortbil­
dung, Flexion und Wortstellung der Mut­
tersprachen, die zu spezifischen Fehler­
quellen im Deutschen werden können. 
Zahlreiche Randbemerkungen erläutern 
an Beispielen oder auch an Zungenbre­
chern in der jeweiligen Sprache spezifi­
sche Aspekte. Einzelne kleine Aufgaben 
oder Rätsel werden am Ende eines Kapi­
tels gelöst. Zu Beginn der Kapitel sind in 
den Randbemerkungen als Anknüpfungs­
punkte berühmte Persönlichkeiten aus den 
verschiedenen Ländern benannt. Viele 
weitere Anregungen und Ideen verbergen 
sich in den Randbemerkungen, die im 
Unterricht Verwendung finden können. 

Auch die LehrerInnen des herkunft­
sprach lichen Unterrichts erhalten in dem 
Kapitel ihrer eignen Muttersprache Anre­
gungen für ihren Unterricht in unseren 
Schulen. Wir können vieles über vertraute­
re Sprachen entdecken, aber auch die Kapi­
tel über das Chinesische oder Koreanische 
verdeutlichen die Vielfalt der menschlichen 
Sprachen und Schriften und stärken das 

von Christoph Ortmeyer 

Als Grundschullehrer in Hessen habe 
ich 41 Jahre in mehrsprachigen Klas­

senzimmern gearbeitet, ohne dies in sei­
ner großen Bedeutung zu erfassen. Erst 
in den letzten Jahren, im Zuge der Debat­
te um Inklusion, die heute oft auf eine 
Diskussion über Ressourcen reduziert 
wird, begann ich mich stärker für die 
Mehrsprachigkeit meiner SchülerInnen zu 
interessieren. Ich war an einer Grund­
schule, in deren Klassen 10, 15, ja sogar 
20 verschiedene Sprachen gesprochen 
wurden. Manche SchülerInnen konnten 
drei oder sogar vier Sprachen. Aber war­
um interessierte das niemanden? Im Mu­
sikunterricht sprach die Kinder das Lied 
»In Paule Phumanns Paddelboot« aus den 
80er Jahren besonders an, weil dort we­
nigstens Begrüßungen in verschiedenen 
Sprachen gesungen wurden. Die damit 
verbundenen Ausspracheschwierigkeiten 
des Lehrers wurden von den Kindern la­
chend korrigiert. 

Alle sind willkommen! 

Die Begrüßung der neuen ErstklässlerIn­
nen bei der Einschulungsfeier in vielen 
Sprachen in den letzten Jahren wurde 
von den neuen Mitgliedern unserer Schul­
gemeinde staunend, aber auch freudig 
entgegengenommen: Alle sind willkom­
men. Das waren positive Signale. Das 
Buch »mehrsprachige Klassenzimmer« 
brachte mich dazu, Kinder zu befragen: 
Welche Sprachen sprichst du? Mit wem 
sprichst du sie? Welche Sprachen sprichst 
du noch? Welche verstehst du? Dabei 
kam Erstaunliches zu Tage: Litauische 
SchülerInnen sprachen Russisch und Li­
tauisch, konnten sich aber auch mit pol­
nisch, serbisch oder kroatisch sprechen­
den Kindern verständigen. Kinder erklär­
ten mir die Schrift ihrer Sprache, die eini­
ge beherrschten, weil sie diese mit ihrer 
Mutter lernten. Andere trauten sich nicht, 
laut einen Beispielsatz in ihrer Sprache 
zu sprechen, damit wir die Sprachmelo­
die hören könnten. Wenn ich auf die Fra­

ge an mich, welche Sprachen ich spreche, 
kleinlaut erklären musste, richtig gut 
spräche ich nur Deutsch, erntete ich nur 
ungläubiges Lachen. 

Ich merkte: Mehrsprachigkeit ist heut­
zutage immer noch kein Unterrichtsge­
genstand in unseren Schulen. Und ich 
merkte auch: Sich für die Sprachen unse­
rer SchülerInnen zu interessieren, be­
stärkte sie in ihrem Selbstwertgefühl. 

Es war dieses Buch, das mich bedauern 
ließ, dass ich nach 41 Jahren in Pension ge­
gangen bin, ohne diese Mehrsprachigkeit 
zum Unterrichtsgegenstand werden zu las­
sen. Gar ein eigenes Fach »Sprachen der 
Welt« oder eine Umkrempelung unseres 
Deutschunterrichts, das hätte ich gerne 
als Lehrer erlebt und daran mitgewirkt! 

Ein Buch öffnet Türen 

Mehrsprachigkeit ist keine Ausnahme, 
sondern ein Normalzustand, und das nicht 
nur in Deutschland. Heute sind in unse­
ren Großstädten oft hunderte verschiede­
ne Sprachen zu Hause. Bei 4.000 bis 7.000 
Sprachen auf der Welt in 200 Ländern ist 
es kein Wunder, dass Menschen mit un­
terschiedlichen Erstsprachen aufeinander 
treffen. Die EU wünscht sich für ihre Be­
wohnerInnen Dreisprachigkeit als Nor­
malzustand. Sind unsere Schulen auf sol­
che Anforderungen vorbereitet? Lehrkräf­
te sollten sich mit der Art des Sprachen­
erwerbs auseinandersetzen beziehungs­
weise Kenntnis darüber haben. Denn die 
Kinder kommen ja bereits mit erlernter 
Sprache an die Schule, welche Sprache 
auch immer das ist. In dem Buch »Das 
mehrsprachige Klassenzimmer« erfährt 
man einiges über monolingualen oder bi­
lingualen Spracherwerb, über Spracher­
werbsstörungen, über den Transfer von 
der einen in eine andere Sprache bei vor­
handener Mehrsprachigkeit. 

»Das Positive an dem Zusammentreffen 
diverser sprachlicher Ressourcen im Klas­
 senzimmer besteht darin, dass man sprach­
 liche Kompetenzen bereits da hat, wo 
man sie haben möchte: in einer Arena, in 
der man sie zusammen mit ihren Spre­
cherInnen näher beleuchten kann«, heißt 
es in dem Buch. »Ein wichtiges Lernziel 
be stün de darin zu verdeutlichen, dass 
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Glücksfall Mehrsprachigkeit
Mehrsprachigkeit in unseren Schulen ist heute Normalzustand. Sie wird nur dann  
zum Problem, wenn Schulen auf Einsprachigkeit fixiert sind.
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Bewusstsein, dass das vermeintlich Selbst­
verständliche in der eigenen Sprache in 
anderen Sprachen oft nicht selbstver­
ständlich oder allgemeingültig ist. 

So werden auch unsere Kenntnisse über 
die deutsche Sprache neu eingeordnet. 
Deutsch wird mit anderen Sprachen ver­
glichen, um einige spezifische deutsche 
Eigenarten zu verstehen. Hervorgehoben 
wird die Bedeutung der Lautschrift, denn 
sie kann in der Schule eine wichtige Hilfe 
sein. Systematisch wird in allen Kapiteln 
informiert, wie verschiedene Sprachen 
Laute, Wörter und Sätze bil­

den und verwenden. Der jeweilige Wort­
schatz wird betrachtet in Bezug auf den 
Einfluss durch andere Sprachen. 

Inklusion und Sprache 

Sich mit diesem Buch zu beschäftigen, 
bedeutet, sich für Inklusion einzusetzen. 
Ausgrenzt und ausgeschlossen wird im 
deutschen Schulsystem nicht alleine auf 
Grund körperlicher oder geistiger Beein­
trächtigungen. Unterschiedliche Voraus­
setzungen sind bei den SchülerInnen in 
vielerlei Hinsicht vorhanden, so durch die 
soziale Herkunft oder eben auch durch 
unterschiedliche Erstsprachen. Gerade die 
Sprache wird zum Kriterium einer ver­
meintlich erfolgreichen Schullaufbahn 
ge macht, und zwar einseitig als Beherr­
schung der deutschen Sprache. 

Schulen sollten verstärkt von ihren Mög­
lichkeiten Gebrauch machen, Diskrimi­

nierungen ihrer Schützlinge zu mindern, 
wenn sie Deutsch nicht als Muttersprache 
sprechen. Das können sie, wenn sie den 
Deutschunterricht zu einem Sprachunter­
richt umgestalten, der Sprachen ganz all­
gemein die nötige Aufmerkamkeit ver­
schafft. Dann wird dabei auch die Rolle 
der Lehrenden verschoben, da sie nicht 
als ExpertInnen für Albanisch, Hindi, Spa­
nisch oder Türkisch agieren können, son­
dern hier ihre Schülerinnen und Schüler 
diese Aufgabe – sicher mit Stolz und na­
türlich mit Unterstützung – übernehmen 

würden. Das gemeinsame Ler­
nen aller Beteiligten rückt in 
den Mittelpunkt. Die Lehre­
rInnen haben die Aufgabe, 
derartige Lernprozesse zu ini­
tiieren und zu ermöglichen. 
Vor einem derartig offenen 
Hin tergrund kann der Deutsch­
unterricht nur gewinnen. 

Was hat das mit Inklusion 
zu tun? Sehr viel, denn die An­
dersartigkeit oder auch Ein­
zigartigkeit wird von einem 
Problem zu einem positiven 

Unterrichtsgegenstand. Klar ist, dass bei 
einem derartigen Sprachunterricht nicht 
alle das Gleiche lernen werden, denn die 
Voraussetzungen sind unterschiedlich. 
Geht es zum Beispiel um Spanisch, ist 
das für einen portugiesischsprachigen 
Schüler von anderer Bedeutung als für 
eine türkischsprachige Schülerin. Dass 
dabei die allgegenwärtige Diskriminierung 
in der Gesellschaft auf Grund der Sprache 
ebenfalls thematisiert wird, ist nahelie­
gend. Dass es gerade hier in Deutsch land 
viel zu lernen gibt, wird deutlich, wenn 
wir uns vor Augen führen, wie wenig be­
kannt es ist, dass in Deutschland aner­
kannte Minderheiten wie Sorben, Friesen, 
Dänen oder Sinti und Roma jeweils auch 
ihre eigenen Sprachen sprechen. Das Buch 
stimmt mich optimistisch, dass in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten überall 
in Deutschland mehrsprachige Klassen­
zimmer neue Akzente und Normen für 
unseren Schulalltag schaffen werden. 
Und ich bin gespannt auf die Erfolge, die 
dabei erzielt werden. 

Dieser Artikel erschien erstmalig in der Zeitung der 
GEW Hessen HLZ, die uns freundlicherweise die Ge-
nehmigung zum Nachdruck erteilt hat. 
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 unterrichtete über 40 Jah-

re an Grundschulen in 
Frankfurt und ist seit 2015 

pensioniert

SPRACHEN DER WELT 

ExpertInnen für die wich-
tigsten Sprachen im »mehr-
sprachigen Klassenzimmer« 
stellen die folgenden Spra-
chen und ihre Besonderhei-
ten der jeweiligen Schrift, 
Aussprache, Grammatik und 
Wortstellung vor: Deutsch, 
Polnisch und Tschechisch, 
Englisch, Türkisch, Arabisch und Hebrä-
isch, Persisch und Kurdisch, Bosnisch, 
Kroatisch, Serbisch und Bulgarisch, Rus-
sisch und Ukrainisch, Vietnamesisch und 
Chinesisch, Japanisch und Koreanisch, 
Hindi und Urdu, Omani, Französisch und 
Rumänisch, Spanisch und Portugisisch, 
Albanisch sowie Griechisch.
Das mehrsprachige Klassenzimmer. Über die Mut-
tersprache unserer Schüler. Springer VS Berlin, 
Heidelberg 2014. 29,90 Euro 
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von Annette Amrhein

Die Reinigung der Schulen ist im gan­
zen Land immer wieder ein Ärgernis. 

Zum Teil mögen Billigfirmen im Reini­
gungsgewerbe schuld an der Misere sein. 
Aber wären die Kinder mehr um Sauber­
keit bemüht, würde das auch helfen. Da­
rum gab es in diesem Jahr am Sauber­
berg­Gymnasium den Wettbewerb »Ju­
gend putzt in Gedanken – Ideenwett­
streit«, bei dem Ideen für mehr Sauber­
keit gesucht wurden. Die Informatik­AG 
schlug vor, eine virtuelle Welt wie im Film 
»Matrix« zu erschaffen. Dann sähe man 
den Dreck einfach nicht, weil einem vor­
gegaukelt würde, dass man sich gerade in 
der blitzblanken Abflughalle des Flugha­
fens Frankfurt/Main befände. 

Allerdings hatten sie weder die Program­
mierkenntnis noch die Mittel, so etwas 
umzusetzen. Eine andere Gruppe hatte 
die Idee, die Toiletten mit einer Sprinkler­
anlage auszurüsten, die nachts allen Dreck 
von Wänden, Toilettenbecken und Boden 
abwäscht. Danach sollte ein Gebläse den 
Raum wieder trocknen. Viel zu teuer. Et­
was realistischer und durchaus erschwing­
lich war der Vorschlag, dass das Toiletten­
licht sich nach drei Minuten von selbst 
ausstellen sollte, damit keine Zeit mehr 
sei, etwas an die Wände zu kritzeln. 

Die Gruppe, die das vorgeschlagen hat­
te, sah dann ein, dass die Beendigung des 
Toilettengangs in der Dunkelheit das Pro­
blem eher verschärfen würde und das 

übereifrig. Es kam zu tumultartigen Sze­
nen, weil die Kinder ihr Haustier beglei­
ten wollten und ihm immer wieder etwas 
zum Fressen vorwarfen, meist Späne von 
angespitzten Bleistiften. Normaler Unter­
richt war so nicht möglich, die Staubsau­
ger sind auch zu laut. 

Da man dem Dreckfresser eine automati­
sche Startuhrzeit geben kann, saugten 
die Geräte nun nachts. Gleich in der ersten 
Nacht nach dieser Änderung verschwan­
den fünf Jugendliche von zu Hause. Man 
fand sie in der Schule. Sie hatten den 
Dreckfressern Leuchtpunkte aufgeklebt, 
alle auf den gleichen Flur gebracht und 
feierten dort eine Lichterparty mit Ta­
schenlampen, während die leuchtenden 
Dreckfresser hin und her fuhren und sich 
gelegentlich trafen. An einem anderen 
Tag waren drei Fresser verschwunden. 

Da die Firma Schrubbmich in weiser Vor­
aussicht alle mit GPS versehen hatte, 
konnte man sie bei Kindern abholen, die 
lange ihre Zimmer nicht mehr gesäubert 
hatten und die Fresser zum Saugen ein­
setzten. Sie wurden zurückgebracht und 
seitdem klappt alles reibungslos. Die Fir­
ma Schrubbmich will Schulen nun günsti­
ge Leasingverträge für die Geräte anbieten. 
Saubere Böden sind ja aber nicht alles. 

Der nächste Ideenwettbewerb des Sau­
berberg­Gymnasiums soll sich noch ein­
mal mit allem anderen befassen. Aber 
weil man mehr erreicht, wenn man sich 
viel mehr vornimmt, heißt er nun: »Ju­
gend trainiert für Hygiene – wenn Wände, 
Türen und Toiletten wirklich rein sein 
sollen«. 

bisschen Gekritzel im Vergleich dazu das 
kleinere Übel sei. Gut war die Idee eines 
Beschwerdebriefkastens. Wenn die Kinder 
selbst auf Verunreinigungen achteten, 
würden sie sich auch rücksichtsvoller 
verhalten. Allerdings schrieben sie nun 
übereifrig Dinge auf, wie »An der Decke 
auf Klo 1 hängt eine Spinnwebe«. Bald 
quoll der Briefkasten über und fiel von 
der Wand. Kurz darauf soll er aus dem 
Fenster geflogen sein, aber im Hof ist er 
nie gelandet und sein Verbleib ist unge­
klärt. Mitten in diesen Wettbewerb platz­
te die Firma Schrubbmich mit ihrem 
Schuldreckfresser. 

Die Firmenleitung hatte von dem Wett­
bewerb in der Zeitung gelesen. Saugrobo­
ter für Privathaushalte gibt es ja schon 
länger, aber der Dreckfresser ist extra für 
Schulen gedacht und kann große Mengen 
Schmutz aufnehmen. Das Gerät ist rund, 
flach und recht teuer, aber die Firma woll­
te es testen und spendierte sogar für jede 
Etage drei. Die Kinder der angrenzenden 
Klassenräume sind für jeweils ein Gerät 
zuständig. Der Dreckfresser ist nämlich 
als Haustier konzipiert, das den natürli­
chen Wunsch der Kinder nach einem Ge­
fährten ausnutzt. Er hat ein aufgeklebtes 
Gesicht, je nach Wunsch katzen­, hamster­ 
oder hundeartig. Um die Kinder anzuspre­
chen, quiekt oder schnurrt es, wenn sich 
ihm eine Hand nähert. Ansonsten fährt es 
fleißig über den Flur und in alle Klassen­
räume. 

Die Kinder sind dafür verantwortlich, 
die vollen Schmutzbehälter zu leeren. An­
fangs waren sie bei der Pflege ihres Tieres 
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AUFFÜHRUNGEN KRITISCH GESEHEN

te auf der Suche nach dem Glück, 
im Kampf um das Überleben in 
wirtschaftlicher Not, bereit, auch 
ihren Körper an die Anatomie zu 
verkaufen, stolpernd über die 
»kleinen Paragraphen« – sie wer-
den kontrastiert mit der weltge-
schichtlichen Konfrontation zwi-
schen dem römischen Kaiser und 
dem frühen Christentum. In der 
St. Johanniskirche werden Texte 
und Probleme zu einem mitrei-
ßenden Raumtheater, wobei auch 
die DarstellerInnen immer wieder 
unterschiedliche Perspektiven und 
Rollen einnehmen müssen und 
dürfen (ab 16).

Zum guten Schluss: Am Winter-
feldtplatz ein gelungenes Fest der 
BürgerInneninitiative für die Wei-
terführung von Hanswurst Nach-
fahren: eine Petition mit mehr als 
15.500 Unterschriften für den 
Erhalt der Spielstätte; Verlängerung 
des Mietvertrags bis Mitte 2018 
gesichert; nachahmenswert! Bür-
gerInnenproteste können doch 
etwas bewirken! 
 Hans-Wolfgang Nickel

INTERNET 

Prävention von Salafismus
Weitreichende Informationen zum 
Thema Salafismus und Prävention 
stellt der Bildungsserver Berlin-
Brandenburg zusammen mit dem 
Verein ufuq online zur Verfügung. 
Hier werden Hintergrundinforma-
tionen, Literaturhinweise, Hand-
lungsempfehlungen und Angebote 
freier Träger rund um die Themen 
Islam, Islamfeindlichkeit, Islamis-
mus und zur präventiven Arbeit 
von Salafismus angeboten. Vor 
allem Fachkräfte, die in diesen 
Themenfeldern arbeiten, Schulen 
sowie Kinder- und Jugendeinrich-
tungen können von praktischen 
Anregungen profitieren. Das An-
gebot steht allen offen und soll 
eine schnell zugängliche Ergän-
zung zu Fortbildungen und Fach-
tagungen sein. http://bildungs-
server.berlin-brandenburg.de/
themen/demokratiebildung/sala-
fismus-praevention

MATERIALIEN

Multimediales Bildungs­
material zum Rassismus
Die Dokumentarfilm- und Bildungs-
initiative WINGS and ROOTS bie-
tet medienpädagogisch aufberei-
tetes Material für die schulische 
und außerschulische Bildungsar-
beit. Aktuell liegen eine neue 
Handreichung und ein neuer 

(etwas zu) viele Erinnerungen, 
Namen, Details ..., fängt das Pu-
blikum aber über die Songs immer 
wieder ein (für beide Aufführungen 
gilt: man sollte einiges wissen über 
die deutsche und die Berliner Ge-
schichte im 20. Jahrhundert, ins-
besondere über das deutsch-jü-
dische Verhältnis und Israel). 

Das Gefängnistheater aufBruch 
nutzt für seine Aufführungen mit 
dem Außenensemble aus Freigän-
gern, Ex-Inhaftierten, auch Gästen 
immer wieder neue, ungewöhnliche 
Spielorte – diesmal die St. Johan-
niskirche in Moabit. Das passt zu 
Horvath und seinem Stück »Glau­
be, Liebe, Hoffnung« (Uraufführung 
1936!), noch besser zum letzten 
Stück der Nonne Roswitha von 
Gandersheim »Das Leiden der 
heiligen Jungfrauen Glaube, Hoff-
nung und Liebe« (entstanden nach 
962; 1501 gedruckt), mit dem die 
überaus erfindungsreiche und 
kompetente, immer wieder durch 
ihre ungewöhnlichen, aber tref-
fenden Kombinationen auffallende 
Dramaturgie von aufBruch Hor-
vaths »kleinen Totentanz« erwei-
tert (dazu noch Döblin, Jelinek 
und weitere Texte). 
Horvaths Thema, der »gigantische 
Kampf zwischen Individuum und 
Gesellschaft«, seine kleinen Leu-

In der Parkaue »Das unmöglich 
mögliche Haus«, ein Erzähltheater, 
inszeniert von der hoch gelobten 
englischen Gruppe »Forced enter-
tainment«. Zunächst wird vor allem 
immer wieder erzählt und be-
hauptet, wie seltsam dieses »un-
möglich mögliche« Haus ist, wer-
den Bilder des Hauses und seiner 
BewohnerInnen projiziert und kom-
mentiert; nebenher laufen kleine 
Rivalitäten zwischen Erzähler und 
Geräuschmacherin. Erst gegen 
Schluss, als das Bild einer kleinen, 
durch den Vorhang schauenden 
Maus projiziert wird, als ruhig 
erzählend die Geschichte zusam-
mengefasst und zu einem Ende 
geführt wird, bildet sich poetischer 
Zauber. Zwischendurch »very bri-
tish«: eine ganze Parade tanzender 
Soldaten – mit deutschen Soldaten 
eher nicht vorstellbar (ab 7). 

Über lange Jahre hat das Hexen-
kessel-Monbijoutheater vor allem 
mit Shakespeare seinen spezi-
fischen Freilicht-Sommer-Stil ge-
funden; er kommt in diesem Jahr 
auch den »Mitschuldigen« zugute, 
von Goethe 1768/69 als knapp 
Zwanzigjähriger geschrieben. Ge-
spielt wird sehr dicht an dem und 
mit dem Publikum; schon in der 
Introduktion wird direkter Kontakt 
hergestellt. Ein besonderer Spaß, 

am hellerlichten Tage zuzuschau-
en, wie die »Mit-Schuldigen« nachts 
heimlich in einem dunklen Zimmer 
umeinander herumirren, ohne sich 
zu treffen – alle irgendwie »schul-
dig« (aus Neugier, Geldgier, Lie-
beslust) (ab 15). 

Bimah, das deutsch-jüdische Thea-
ter, früher im Admiralspalast, hat 
inzwischen ein attraktives kleines 
Theater in der Meinekestraße 24 
(Nähe Kurfürstendamm). »Hollaen­
der and friends« macht die Berliner 
Atmosphäre der Zwanziger Jahre 
lebendig; die Aufführung über-
rascht und erfreut mit einer Fülle 
(vielfach bekannter) Melodien und 
Texte, deutet aber von Beginn an 
durch mitgeführte, immer wieder 
unterschiedlich genutzte Koffer 
die Unsicherheit der Situation an: 
Nationalsozialismus, Rassenwahn, 
Diktatur; Exil als Rettung; USA, 
Israel als Fluchtorte. Zum Schluss 
ein wunderbar komponierter 
Sprung in die Gegenwart: »Die 
Würde des Menschen« (ab 16). 

Auch das Bimah-Programm »Mar­
lene Dietrich« spielt mit dem Ber-
lin der 20er Jahre; es setzt ein als 
Rückschau aus Israel; Künstler 
treffen sich wieder, proben für ein 
Jubiläum, erzählen und schwärmen 
von der Vergangenheit. Das ergibt 

Alle irgendwie schuldig – bei Goethes »Mitschuldigen« im Hexenkessel Monbijoutheater FOTO: MONBIJOU THEATER GMBH
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Study-Guide zur historisch-poli-
tischen Bildung zum kostenlosen 
Download bereit. Die Handreichung 
besteht aus den Themenbaustei-
nen Migration, Rassismus und 
Zugehörigkeit/Identität und ent-
hält Übungen, die einen Einstieg 
in die medienpädagogische Arbeit 
bieten. Die Handreichung gibt es 
hier: https://reimaginebelonging.
de/projekte/unerhoerte
Beim Study-Guide handelt es sich 
um multimediales Bildungsmate-
rial zum Rassismus gegen Sinti 
und Roma. Es besteht aus vier 
Video- und vier Lernmodulen. Der 
Guide ist für die Arbeit mit Ju-
gendlichen ab 14 Jahren konzipiert 
und steht in Deutsch und Englisch 
zur Verfügung. https://reimagine-
belonging.de/projekte/miman

AKTIVITÄTEN

Rassismus und Sexismus 
zusammen reflektieren
In der Silvesternacht von 2015/16 
in Köln sind zu verurteilende und 
zu verfolgende sexuelle Übergriffe 
geschehen. Was danach folgte, wa-
ren rassistische Wendungen der 
Debatten über den Schutz von Frauen 
vor sexistischen Übergriffen, in 
denen nicht-weiß markierten Män-
nern und Jungen generell Sexismus 
und sexuelle Übergriffigkeit un-
terstellt wird. Vor dem Hintergrund 
dieses rassistischen Grundrau-
schens machen rechte AkteurInnen 
Politik. Geschlechterpolitisch reak-
tionäre Vorstellungen von zu be-
schützenden Frauen und männ-
lichen Beschützern werden reak-
tiviert. In einem Modellprojekt 
vom Dissens-Institut für Bildung 
und Forschung (gefördert von der 
BpB), wird diese Verschränkung 
von Rassismus und Sexismus be-
arbeitet. Ziel ist die (Weiter-)Ent-
wicklung geschlechter- und sexu-
alpädagogischer Perspektiven, die 
sich rassismuskritisch begreifen. 
Im Sinne des #ausnahmslos-Auf-
rufes will das Projekt da zu beitra-
gen, eine anti-sexistische Politik 
und Pädagogik zu entwickeln, die 
sich keiner rassistischen Wen-
dungen bedient, sondern im Ge-
genteil Rassismuskritik zur eige-
nen Sache macht. Es sollen didak-
tisch-methodische Vorgehens wei-
sen entwickelt werden, die es 
ermöglichen, Sexismus wie auch 
Rassismus, gleichermaßen zu kri-
tisieren und zu reflektieren anstatt 
sie gegeneinander auszuspielen. 
In einer Pilot-Fortbildung am 8./ 
9. November bei der GEW BERLIN 
werden praxisorientierte Ergeb-
nisse erprobt. Anmeldung unter: 
ulla.wittenzellner@dissens.de

Interkulturelles Theater­
Projekt feiert Uraufführung
Aufklärung, Annäherung und 
gegenseitiges Verständnis wollen 
Berliner Jugendliche christlicher, 
jüdischer und muslimischer Prä-
gung im Rahmen eines Theater-
stücks fördern. »Shalom – Salam, 
wohin?« bettet die Geschichte um 
zwei verliebte Jugendliche ver-
schiedener Religionen in aktuelle 
Meldungen über Pegida, Flücht-
linge und rassistische Übergriffe 
ein und greift damit die aktuelle 
gesellschaftspolitische Situation 
in Deutschland auf. Zu sehen ist 
das Stück vom 25. Oktober bis 
3. November im jüdischen The-
ater Größenwahn – Deutsch-Jü-
dische Bühne Bimah. Kartenbe-
stellung: deutsch-juedisches-
theater@web.de

Berliner Spurensuche
Die Berliner Spurensuche bietet 
interaktive Stadtspaziergänge für 
alle Klassenstufen durch die All-
tagsgeschichte Berlins im 19. und 
20. Jahrhundert an. Die kulturhisto-
rischen Spaziergänge orientieren 
sich dabei an den Rahmenlehr-
plänen für Geschichte. Es stehen 
insgesamt vier Touren zur Aus-
wahl: »Kreuzberg im Schatten der 
Mauer« (Migration und alternati-
ve Lebensstile), »Industrialisierung, 
Armut und Arbeiterbewegung«, 
»Kolonialgeschichte Berlins« (Mit-
te, Neukölln oder Wedding) und 
»Ostjüdisches Leben im Scheu-
nenviertel«. Auch individuelle An-
gebote sind möglich. Weitere In-
formationen unter www.berliner-
spurensuche.de 

Unterrichten im Ausland
Schon im innerdeutschen Schul-
dienst werden die KollegInnen mit 
Fragen konfrontiert, die sich aus 
dem Spannungsfeld zwischen In-
terkulturalität und Demokratie 
ergeben. Umso mehr ist dies aber 
in der schulischen Arbeit im Aus-
land gegeben. Wie verhalte ich 
mich, wenn ich einen an Werten 
wie Demokratie und Toleranz 
orientierten Unterricht in einer 
repressiven staatlichen Umgebung 
organisiere? Wie steht es um Mit-
bestimmung und Demokratie im 
schulischen Alltag dort? Die GEW-
Fachtagung, durchgeführt von der 
AG Auslandslehrerinnen und -leh-
rer (AGAL), findet vom 18. bis 22. 
November in Mariaspring/Göttin-
gen statt. Sie richtet sich an Lehr-
kräfte, die vom Auslandsschul-
dienst zurückgekehrt sind oder 
sich auf einen Auslandseinsatz 
vorbereiten wollen. Anmeldung 

bis zum 21. Oktober unter www.
gew.de/interkulturalitaet

SENIOR*INNEN

Die Veranstaltungen der SeniorInnen 
sind selbstverständlich offen für 
alle GEW­Mitglieder und Gäste! Ein­
trittsgelder müssen selbst getragen 
werden. Wenn nicht anders ange­
geben, ist eine Anmeldung nicht 
erforderlich.

Junge Alte
Freitag, 28. Oktober 2016: Führung 
durch die Berliner Orgelbauwerk-
statt Karl Schuke, Treffpunkt: 14 
Uhr Alt-Schönow 7 b (Anfahrt mit 
Bus X10 bis Alt-Schönow, ab Bhf.
Zoologischer Garten 40 Min., ab 
S-Bhf. Zehlendorf 10 Min.; verkehrt 
alle 20 Min.). Die Führungskosten 
übernimmt die GEW! Kontakt: 
Reinhard Brettel, 69816931

BSA Pankow
Dienstag, 15. November 2016, 14 
Uhr: Wir blicken zurück auf die 
Veranstaltungen aus verschiedenen 
Zeiten und Orten 2015 und schau-
en auf die Vorhaben im Jahr 2017. 
Sicher erfreut uns wieder ein Pro-
gramm. Treff: Begegnungsstätte 
Am Friedrichshain 15/Ecke Böt zow-
str., verantwortlich: Kolln. Slateff

BSA Lichtenberg
Mittwoch, 19. Oktober 2016, 10 
Uhr: Spaziergang durch einen 
denkmalwürdigen Teil von Karls-
horst, Östlich der Treskowallee 
kommen wir an zahlreichen ar-
chitektonischen und historischen 
Bau- und Kunstdenkmalen vorbei, 
die die Entwicklung dieses jungen 
Stadtteiles im Stadtbezirk Lichten-
berg geprägt haben. Treffpunkt 
10 Uhr S-Bahnhof Karlshorst (Bahn-
hofshalle), Dauer: ca. 2 Stunden, 
Kontakt Käte Hirschberger, Tel.: 
9 93 59 10.

GEW-Stammtisch der SeniorIn-
nen/Junge Alte: 26. Oktober 2016 
um 14.30 bis 17.30 Uhr im »Ul-
richs« , Kontakt: Monika Rebitzki, 
Tel. 471 61 74.

GEW-Chor: 12. Oktober, 17 Uhr 
im DGB-Haus, Keithstr., und am 
26. Oktober sowie am 9. Novem-
ber wie gewohnt um 17 Uhr im 
GEW-Haus, Kontakt: Monika Re-
bitzki 4716174 und Eva Besler 
Tel.: 8 33 57 27.

GEW-Singkreis: 19. Oktober und 
2. November, jeweils um 17.30 Uhr 
im GEW-Haus, in der Kantine, Kontakt 
Claudia Reuter Tel.: 3 91 47 87 / 
Luis von Simons Tel.: 6 92 86 39.

MITMACHEN IN DER  
GEW-SAMBAGRUPPE

Neugierige oder Erfahrene  
sind herzlich willkommen:  
Jeden  Donnerstag von  
16.30 bis 18.00 Uhr probt die  
GEW-Sambagruppe im  
GROOVE, Fidicinstraße 3.  
Kontakt: samba@gew-berlin.de

Wir bezahlen deine 
Kinderbetreuung! 

Mitglieder der  
GEW BERLIN bekommen ihre 

Kinder betreuungskosten  
während Veranstaltungen  

oder Seminaren der GEW für 
Kinder bis zu 14 Jahren  
mit 10 Euro die Stunde  

bezuschusst. 

Mehr Infos unter  
www.gew-berlin.de/14559.php
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Abruzzen im Herzen der Natur  ab 645 EUR
Natürliche Emotionen auch für Familien 
Baltische Länder per Rad  ab 1295 EUR
Korsika GR20 Wanderung  ab 1280 EUR
Flüge und Fähren – weltweit und preiswert!

www.locketours.de
Lefevrestr. 21         Tel. (0 30)) 8 52 30 30  
12161 Berlin  e-Mail: ��info@locketours.de

DGB-Jugendbildungsstätte Flecken Zechlin 

mitten im Ruppiner Seenland

Programme für 

Klassenfahrten 
Gruppenreisen 
www.dgbjugendbildungsstaette.de

Info: 033923 7400

THE COMMUNICATION ACADEMY BERLIN
Vielfalt als Ressource & Vielfalt als Chance

Fortbildungen 2016
•  Interkulturelle Kommunikationskompetenz
•  Theatermethoden für Sprech- und Stimmtraining
•  Improvisation und Singen – Impulse für die 

Stimmarbeit
•  Rhetorik, Stimm- und Sprechtraining
•  Ressource Lampenfieber
•  Kompaktseminar: Didaktik und Methoden
Dr. Karin Iqbal Bhatti / Frank Morawski, M. A. 
Kalkreuthstr. 10, 10777 Berlin, Tel. 030-23 63 91 77

www.communication-academy.org

Institut für  
Gruppendynamik

Supervisionsgruppen
für Lehrerinnen und Lehrer

Andrea Riedel, Lehrerin, Supervisorin (DGG)

Kantstr. 120/121, 10625 Berlin
313 28 93 e-mail:DAPBerlin@aol.com

Was tun bei

ARTHROSE?
Was kann man selbst bei Arthrose tun? 
Wie kann man ein Fortschreiten verhin-
dern? Hierzu gibt die Deutsche Arthrose-
Hilfe in ihren „Arthrose-Infos“ fundierte 
Antworten. Eine Musterausgabe ist kos-
tenlos erhältlich bei: Deut sche Arthro-
se-Hilfe e.V., Postfach 11 05 51, 60040 
Frankfurt/Main (bitte eine 0,70-€-Brief-
marke beifügen) oder per service@
arthrose.de (mit vollständiger Adresse).

45 x 40

Ihre Farbanzeige in der bbz
Zum Beispiel Vierfarbdruck für nur 190 Euro  

zuzüglich Mehrwertsteuer . Siehe auch die neue  
»Preisliste Farbanzeigen« . 

Tel . 030 - 613 93 60 oder info@bleifrei-berlin .de
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12. OKT 16.00 Uhr Infoveranstaltung Quereinstieg Schule
12. OKT 17.00 Uhr AG Frieden
12. OKT 17.00 Uhr AG Teilzeitbeschäftigte
12. OKT 18.00 Uhr  FG Gymnasien. Planung Fachtagung »Gymnasium anders 

gedacht« / Arbeitsentlastung am Gymnasium durch 
Gesamtkonferenzbeschlüsse

12. OKT 19.00 Uhr FG Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit
13. OKT 17.30 Uhr FG Schulsozialarbeit
13. OKT 18.00 Uhr  AG SprachlehrerInnen in »Willkommensklassen«.  

»Willkommensklassen an Gymnasien«
13. OKT 18.00 Uhr Kita-AG
13. OKT 18.30 Uhr  Vorstand Abteilung Wissenschaft 
18. OKT 18.00 Uhr Junge GEW Mitgliederversammlung
19. OKT 15.00 Uhr SeniorInnen / Junge Alte
20. OKT 18.00 Uhr Semesterauftakt Abteilung Wissenschaft 
24. OKT 17.00 Uhr Infoveranstaltung Referendariat
25. OKT 17.00 Uhr AG Jugendamt
26. OKT 10.30 Uhr AG Tariflohn
07. NOV 18.00 Uhr Landesvorstand
08. NOV 19.00 Uhr AG Schwule Lehrer
09. NOV 18.00 Uhr FG Sonderpädagogik und Grundschule
09. NOV 19.00 Uhr FG Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit
10. NOV 17.00 Uhr  VB Schule. Diskussionsabend. Wie neutral kann/soll die 

Berliner Schule sein?

DAS GEW-HAUS IM OKTOBER / NOVEMBER 2016 VERANSTALTUNGEN

WAHL DER SENIORiNNEN 
Alle pensionierten und verrenteten Mitglieder der  
GEW BERLIN sind dazu aufgerufen, am 2. November,  
ab 16 Uhr im DGB-Haus in der Keithstraße 1/3, die 
 Leitung des LandesseniorInnen-Ausschusses zu wählen. 
Die Wahlversammlung entscheidet, ob sie ein gleich-
berechtigtes Leitungsteam oder eine Vorsitzende/einen 
Vorsitzenden und bis zu zehn weitere Mitglieder im 
 leitenden Ausschuss wählen möchte. 

VERTRAUEN, OFFENHEIT UND MUT
Am 11. und 12. November findet in Göttingen der  
XVII. Kongress für Erziehung und Bildung statt. Er steht 
in diesem Jahr unter dem Motto »Vertrauen, Offenheit 
& Mut – Bausteine für ein gesundes Zusammenleben«.  
Der Kongress, zu dem rund 1.000 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer erwartet werden, wird von der GEW unter-
stützt. Nähere Informationen unter http://goe-keb.de

FOTO: CHRISTIAN VON POLENTZ/TRANSITFOTO.DEDemokratie und ArbeitnehmerInnenrechte stärken – TTIP und CETA verhindern!




